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Wer allein nicht mehr zurecht kommt, findet Hilfe in

der Gemeinschaft. Immer schon war dies die Familie, die

Nachbarschaft, die Berufsgruppe, der Verein.Wenn deren

Hilfe nicht reichte, ist auch immer schon die Gemeinschaft

aller - eben die Gemeinde - eingesprungen. Unterstützung

Bedürftiger ist seit jeher eine kommunale Aufgabe, die mit

öffentlichem Geld und professionellem Sachverstand 

bewältigt wird.

Insofern war es nur konsequent, dass vor 40 Jahren die 

Sozialhilfe als „letzter Rettungsanker“ bei den Kommunen

angesiedelt wurde. Aus der Fürsorge, die quasi als Almosen

gewährt wurde, entstand ein Sicherungssystem

grundlegend gewandelt. Aus den Wenigen, deren 

Bedürftigkeit die örtliche Gemeinschaft problemlos 

mittragen konnte, ist ein ganzes Heer von Sozialhilfe-

Empfängern geworden - Arbeitslose, allein Erziehende,

Behinderte und ältere Menschen. Die Sozialausgaben -

gleichwie sinnvoll und berechtigt im Einzelfall - haben in

vielen Kommunen die finanziellen Spielräume beseitigt.

Die Folgen sind bekannt: weniger Investitionen, weniger

Aufträge an die heimische Wirtschaft, Steigen der 

Arbeitslosigkeit und immer weniger Steuereinnahmen bei

steigenden Belastungen für die Sozialsysteme.

Diese Abwärtsspirale zu stoppen, ist vordringliche Aufgabe

der Politik. Hier sind nicht nur die Sozialexperten gefordert.

Die primären - vom Bund zu finanzierenden - 

Sicherungssysteme für Arbeitslose, Behinderte und ältere

Menschen müssen wieder in den Stand versetzt werden,

dass sie für ihre Klientel auch aufkommen können. Dabei

hat es sich der Bund in den vergangenen Jahrzehnten zu

einfach gemacht. Geschenke an die Wähler oder einzelne

Interessengruppen wurden mit zusätzlichen Lasten für die

Kommunen erkauft. Diese sollen „Retter des 

Wohlfahrtsstaates“ spielen, obwohl doch alle wissen, dass

dieser in dem derzeitigen Umfang nicht mehr zu finanzie-

ren ist.

Unter dem Druck der knappen Finanzen haben die Städte

und Gemeinden in NRW bereits Beachtliches geleistet, um

die Sozialhilfekosten zu begrenzen oder gar 

zurückzuführen. Das Modell der Kostenteilung zwischen

Kreis und Kommune hat sich bewährt.Wo eigenes Geld im

Spiel ist, wird genauer geprüft, welche Ansprüche auf 

Sozialhilfe berechtigt sind. Noch mehr an 

Verwaltungskosten ließe sich sparen, wenn viele 

Leistungen als Pauschale gewährt werden könnten. Auch

bei dem Bemühen, Menschen mit problematischer 

Biografie wieder in Arbeit zu bringen, haben die 

Kommunen Erfolge erzielt. Eine Lösung für die 

ausufernden Soziallasten kommt jedoch nur zustande,

wenn Bund und Länder ihre Verantwortung wieder stärker

wahrnehmen.

Dr. Bernd Jürgen Schneider 
Hauptgeschäftsführer StGB NRW

Die Fachzeitschrift für Kommunal- und
Landespolitik in Nordrhein-Westfalen



4 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 03/2003

Nettetal und Venlo verstärken Zusammenarbeit

Nettetal/Venlo - Die Stadt Nettetal und die niederländische Gemeen-
te Venlo intensivieren ihre grenzüberschreitende Zusammenarbeit.
Mitte Januar 2002 trafen sich erstmals Fachausschüsse beider Städte
im Venloer Rathaus,um über die gemeinsame Entwicklung des Grenz-
raumes für die Natur und naturnahe Erholung zu beraten. In der so ge-
nannten Integrale Natuurvisie Regio Venlo wollen die Kommunen
durch einen abgestimmten Ausbau und die Verbindung von Netteta-
ler und Venloer Naturgebieten von den Ardennen bis zum niederlän-
dischen Naturpark De Hoge Veluwe eine „grüne Ader“ von europäi-
scher Bedeutung schaffen.

Westfälisches Industriemuseum mit
Besucher-Plus

Münster/Dortmund - Das Westfälische Industriemuseum entwickelt
sich zum Publikumsmagnet. Rund 352.000 Menschen besuchten im
vergangenen Jahr die acht Standorte Dortmund,Bochum,Witten,Hat-
tingen,Waltrop, Bocholt, Lage und Petershagen. Das sind 12.000 Besu-
cher mehr als im Vorjahr. Besonders beliebt war die Zeche Zollern II/IV
in Dortmund,die von 97.200 Gästen angefahren wurde.2001 waren es
noch 76.600 gewesen.Am 10.Mai dieses Jahres eröffnet mit der Zeche
Nachtigall ein weiterer Standort des Landesmuseums für Industrie-
kultur.

Bergkamen lädt ein zum „Tanz auf dem Vulkan“

Bergkamen - Unter dem Titel „Tanz auf dem Vulkan“ erinnert das Stadt-
Museum Bergkamen noch bis zum 4.Mai 2003 an die „goldenen Zwan-
ziger Jahre“ und deren Ende durch den Aufstieg der Nationalsozialisten.
Großformatige Kinoplakate erzählen die Geschichte vom „Blauen En-
gel“ und den „Drei von der Tankstelle“.Außerdem wird mit Liedern wie
„Veronika, der Lenz ist da“ von den Comedian Harmonists an musika-
lische Größen der damaligen Zeit erinnert. Als Begleitprogramm sind
zwei Kaffeehaus-Nachmittage und ein Kleinkunstabend geplant.

Nur Note Drei für Biodiesel

Nettetal - Biodiesel ist als Treibstoff für den kommunalen Fuhrpark nur
bedingt geeignet.Dieses Fazit zogen Fachleute der Stadt Nettetal nach
einer mehrjährigen Testphase mit gut 30 Kleinbussen,Pritschenwagen
und Baggern. Es stellte sich heraus, dass der Verbrauch gegenüber Mi-
neralöl-Diesel höher lag, häufiger Ölwechsel nötig waren und Kraft-
stofffilter rascher verschmutzten.Zudem war die Leistung vor allem im
Winter um bis zu 50 Prozent geringer als bei konventionellem Diesel-
Betrieb,so dass Zusatzgeräte wie Mäh- oder Streuwerke oft nicht funk-
tionierten. Eingesetzt wurden ausschließlich Fahrzeuge, die vom Her-
steller für Biodiesel freigegeben waren.Die Stadt will im Frühjahr einen
neuen Versuch mit Biodiesel - jedoch beschränkt auf bestimmte Fahr-
zeuge und Aufgaben - unternehmen.
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stärker von der durch das Grundgesetz ge-
wollten finanzwirtschaftlichen Stellung der
Kommunen entfernt hat. Die Autoren ver-
mitteln zu jedem der „großen“ Themen der
Kommunalfinanzen Therapievorschläge
und damit auch ei-
ne Perspektive. Das
gilt für die Frage ei-
ner kommunalen
Steuerreform wie
für ein konzeptio-
nelles Überdenken
der kommunalen
Gebühren und Bei-
träge, für die Fort-
entwicklung der
k o m m u n a l e n
Rechnungslegung
bis zu den Erfolgsbedingungen neuer
Steuerungsmodelle für das gemeindliche
Verwaltungshandeln.

Außerdem wurde der Serviceteil erheblich
erweitert. So ist die Rats- und Dezernenten-
struktur aller deutschen Städte über 20.000
Einwohner aufgeführt
mit Postanschrift der
Verwaltung, Einwohn-
erzahl, Stadtoberhäup-
tern, Stadträten und
Dezernenten - samt
Kontaktdaten und Par-
teizugehörigkeit. Zu-
dem werden die Sitz-
verteilung in den Rä-
ten sowie die Auslän-
der- und Gleichstel-
lungsbeauftragten der Städ-
te genannt. Zudem enthält das Nachschla-
gewerk Terminhinweise zu Fachmessen,
Kongressen und sonstigen Veranstaltungen.
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Haushaltskonsolidierung in
Kommunen
Leitfaden für Rat und Verwaltung, von Prof. Dr.
Gunnar Schwarting, Beigeord  alz, Erich Schmidt
Verlag,2003,151 S., 15,8 x 23,5 cm,kartoniert,26,80
€, ISBN 3-503-07028-1

Haushaltskonsolidierung ist längst kein
Problem einzelner Kommunen mehr, son-
dern bundesweit kommunalpolitischer All-

tag. Konsolidie-
rungsvorschläge
reichen von der
Ausschöpfung
der kommuna-
len Gebühren
über die Redu-
zierung von Per-
sonal, die Ratio-
n a l i s i e r u n g
durch Technik-
Einsatz, die
Schließung öf-
fentlicher Ein-
richtungen bis

hin zur Privatisierung kommunaler Unter-
nehmen. Aber sind diese Ratschläge auch
praxistauglich? Wird den Kommunen eine
vernünftige Haushaltsführung durch im-
mer neue Gesetze und Standards sowie ei-
ne Politik der Steuersenkung genommen?
Trotz der Bedeutung des Themas gab es da-
zu bisher keine umfassende Darstellung.
Der Autor stellt die haushaltsrechtlichen
Details leicht verständlich dar, damit sich
auch im Haushaltsrecht nicht versierte Le-
ser und Leserinnen mit den finanzpoliti-
schen Fragestellungen einer Konsolidie-
rung befassen können.

Kommunale 
Finanzwirtschaft

Kommunalwirtschaftliche Forschung und Praxis,Bd.
7,hrsg. v.Wolf Gottschalk,Verlag Peter Lang AG,Eu-
ropäischer Verlag der Wissenschaften, 2003, geb.,
58 €, 581 S., zahlr. Abb. und Tab., ISBN 3-631-50488-8

Die finanzwirtschaftliche Situation der
deutschen Gemeinden ist dramatisch.
Rund ein Drittel der Kommunen sind in ih-
rer Haushaltsführung nicht mehr auto-
nom, sondern von den Vorgaben der Kom-
munalaufsicht abhängig. Das Buch vermit-
telt eine klare Diagnose, unterlegt mit um-
fänglichem und eindrucksvollem Zahlen-
material.Es wird herausgearbeitet,wie sich
die Entwicklung der kommunalen Aufga-
ben, Ausgaben und Einnahmen immer

Das Nachschlagewerk, hrsg. v. d. Berliner vorwärts
Verlagsgesellschaft mbH,DIN A 5,554 S.,20,35 € zzgl.
Versandkosten, ISBN 3-87579-083-9, zu best. bei
der Berliner vorwärts Verlagsgesellschaft,Vertrieb,
Stresemannstraße 30, 10963 Berlin

Alles ist im Fluss, gerade auf der kom-
munalen Ebene der Politik. Um den
Überblick zu behalten,gibt es auch für 2003
wieder das datenreiche Adressbuch - jetzt
im praktischen Handbuchformat. Das neu
konzipierte Nachschlagewerk informiert
über Städte, Kreise, Länder, den Bund, kom-
munale Institutionen und Parteien.Schwer-
punkt-Themen wie Wirtschaft,Verkehr, Me-
dien, Freizeit und Kultur sind dank der über-
sichtlichen Gliederung rasch zu finden.

Deutschland kommunal 2003

Bevölkerung der Gemeinden
Nordrhein-Westfalens
am 30.Juni 2002,Fortschreibungsergebnisse auf Ba-
sis der Volkszählung vom 25. Mai 1987, hrsg. v. Lan-
desamt für Datenverarbeitung und Statistik (LDS)
NRW, DIN A 4, 44 S., 2,30 ¤, zu best. unter Nr. A 12 3
2002 21 bei der Vertriebsabteilung des LDS NRW,
Postfach 10 11 05, 40002 Düsseldorf

Das Landesamtfür Datenverarbeitung und
Statistik NRW hat die Bevölkerungszahlen der
Gemeinden Nordrhein-Westfalens zum 30.

Juni 2002 auf der Basis der Volkszählung
vom 25. Mai 1987 fortgeschrieben und nun
veröffentlicht. Neben einem alphabeti-
schen Verzeichnis der Gemeinden mit
Fläche und Bevölkerung enthält die Bro-
schüre einen umfangreichen Tabellenteil,
in dem die Bevölkerung sowohl nach Ver-
waltungsbezirken, Gemeinden und Ge-
meindegrößenklassen klassifiziert ist. Im
Anhang sind außerdem die Namens- und
Gebiets-Änderungen vom 01.01.2002 bis
30.6.2002 sowie eine Gemeindekarte auf-
geführt.
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In den sozialpolitischen Fachtagungen wie
in der Fachberatung des Städte- und Ge-
meindebundes NRW wird immer deutli-

cher, dass nicht nur
den Modellkommu-
nen der Landespro-
jekte „Sozialbüros“,
„Integrierte Hilfen
zur Arbeit“ und „So-

zialagenturen“ in den letzten Jahren selbst
im bundesweiten Vergleich ein merkbarer
Qualitätssprung bei der Sozialhilfebearbei-
tung gelungen ist. Die Sozialämter arbeiten
immer stärker prozessorientiert und inte-
griert.

In der vertikalen Ebene wird die Hilfe im
Einzelfall im Rahmen eines Fallmanage-
ments mit den Stufen Beratung, Diagnose,
Hilfeplanung, Vereinbarungen zur Qualifi-
zierung organisiert. In der horizontalen Ebe-
ne wird als Angebotssteuerung die einzel-
fallübergreifende Leistungsstruktur mit
den Elementen Bedarfs- und Bestandsana-
lyse, Zielentwicklung, Maßnahmenpla-
nung,Koordination/Steuerung,Controlling,
Evaluation aufgebaut.

Am Beispiel der unmittelbaren Kosten-
beteiligung der Gemeinden an der Sozial-
hilfe kommt der Wissenschaftler Ansgar
Hörster in seiner Dissertation „Die Wahr-
nehmung der Sozialhilfeaufgaben im
kreisangehörigen Raum in Nordrhein-West-
falen“ (Deutscher Gemeindeverlag 2002) zu
dem Ergebnis, dass sich die kreisangehöri-
gen Kommunen in NRW als innovative Re-
formkräfte erwiesen haben, von denen we-
sentliche Impulse für die Veränderung der
Sozialhilfeverwaltung ausgehen.

In der Tat konnte auch der Sozialaus-
schuss des StGB NRW feststellen, dass die
einschlägigen Neuregelungen im nord-

rhein-westfälischen Ausführungsgesetz
zum Bundessozialhilfegesetz (AG-BSHG)
nicht nur wegen der weitgehend positiven
Effekte bei der Hilfe zum Lebensunterhalt
von den Mitgliedskommunen breit akzep-
tiert werden. Neben einem Mehr an Trans-
parenz werden zusätzliche Anreize für In-
itiativen zur Überwindung von Sozialhilfe-
bedürftigkeit geschaffen. Die optimierte
und viel stärker solidarische Bewältigung
der Soziallasten führt zu einer Aufwertung
der Sozialämter und der kommunalen Sozi-
alpolitik insgesamt.

ZUSAMMENFÜHRUNG VON AUFGABEN-
UND AUSGABENVERANTWORTUNG

Wenngleich exakt auswertbare Ergebnis-
se zur Umsetzung des neuen § 6 AG-BSHG
angesichts unterschiedlichster Satzungsre-
gelungen bzw. Vereinbarungen in den Krei-
sen nicht vorliegen, machen die bisherigen
Erfahrungen zur gemeindlichen Beteiligung
an den Sozialhilfeaufwendungen dennoch
Mut, eine weitere Annäherung von Aufga-
ben- und Finanzverantwortung in der So-
zialhilfe anzugehen. Der Sozialausschuss
des StGB NRW fordert deshalb eine generell
stärkere Aufgabenverlagerung von den Krei-
sen auf die gemeindliche Ebene durch eine
echte Zuständigkeitserklärung für die Hilfe
zum Lebensunterhalt sowie die Altenhilfe

und die Wöchnerinnenhilfe aus dem Bereich
der Hilfen in besonderen Lebenslagen.Durch
eine entsprechende Landesregelung muss
das Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzun-
gen des neu gefassten § 96 Absatz 1 BSHG
gewährleistet werden, dass nämlich die 

• Kommunen nach ihrer Leistungsfähigkeit
geeignet sind

• Aufgabenerfüllung im gesamten Kreisge-
biet sichergestellt ist

• Gemeinden mit der Übertragung einver-
standen sind.

Nicht erforderlich ist es nach der Geset-
zesbegründung und einschlägigen Kom-
mentierungen, dass die Gemeinden alle
Aufgaben des bisherigen örtlichen Trägers
der Sozialhilfe übernehmen.Als Minus einer
Vollübertragung ist vielmehr die Zuwei-
sung einzelner Aufgabenbereiche der So-
zialhilfe zulässig und sinnvoll. Wo immer
möglich und im Interesse einer orts- und
bürgernahen Aufgabenerledigung nötig,
sollten die Potenziale der kreisangehörigen
Städte und Gemeinden gerade auch bei der
Sozialhilfeverwaltung genutzt werden.

NEUGESTALTUNG DES SOZIALHILFERECHTS

Trotz aller Bemühungen der Kommunen
zur Optimierung ihrer Arbeit ist eine grund-

Neue Anforderungen an die 
Sozialhilfe

Die Leistungsfähigkeit der Sozial-

verwaltungen kreisangehöriger

Städte und Gemeinden rechtfertigt es,

diesen die Zuständigkeit wesentlicher

Teile der Sozialhilfe zu übertragen

Ernst Giesen   
ist Geschäftsführer des
Städte- und Gemeinde-
bundes NRW
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Hilfe für Bedürftige: das Potenzial der kreisangehörigen Städte und Gemeinden
in der Sozialverwaltung kann stärker genutzt werden
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legende Änderung des staatlichen Rah-
mens nach 40 Jahren Bundessozialhilfege-
setz durch eine Reform des Sozialhilferechts
dringend geboten:

• Die Sozialhilfeleistungen müssen durch
eine weitergehende Pauschalierung ent-
bürokratisiert werden. Dabei geht es nicht
um die Beseitigung des Bedarfsdeckungs-
prinzips, aber um eine pauschale Ge-
währung von Leistungen in insgesamt be-
darfsgerechter Höhe. Verbunden werden
muss dabei der Gesichtspunkt der Verwal-
tungsvereinfachung mit dem Ziel einer
Stärkung der Eigenverantwortung bei den
Hilfeempfängern.

• Die Regelsatzbemessung entspricht
längst nicht mehr den Anforderungen des
Bundesverwaltungsgerichts. Der Deut-
sche Verein für öffentliche und private Für-
sorge fordert zu Recht die Ergänzung der
statistischen Grundlagen (Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe) um politisch-
normative Entscheidungen, indem z.B.
nicht mehr auf den individuellen Bedarf,
sondern auf Haushalte mit unterschiedli-
cher Struktur abgestellt wird.

• Das Nachrangigkeitsprinzip in der Sozial-
hilfe muss wieder hergestellt werden. So-
zialhilfe-Empfänger müssen soweit wie
möglich in die vorrangigen Sicherungsys-
teme einbezogen werden. Kommunale

Forderung ist z.B. die längst überfällige
Umsetzung von Artikel 28 Gesundheits-
strukturgesetz mit der notwendigen Inte-
gration bislang Nichtversicherter in die ge-
setzliche Krankenversicherung.

VORSCHLÄGE DER HARTZ-KOMMISSION

Mit der strikten Anwendung des Nach-
rangigkeitsgrundsatzes ist die schwierige
Schnittstelle von Sozialhilfe und Arbeitslo-
senhilfe angesprochen. Fakt ist, dass Ar-
beitslose ohne Anspruch auf Arbeitslosen-
geld derzeit unterschiedlichen Regelwerken
- Sozialgesetzbuch III einerseits und Bun-
dessozialhilfegesetz andererseits - mit zum
Teil konkurrierenden Vorschriften zu Ein-
kommens- und Vermögensgrenzen, Unter-
haltsrückgriff, Freibeträgen, Zumutbarkeit
der Arbeitsaufnahme etc. unterliegen. Ver-
lierer dieser misslichen Situation ist meist
die Sozialhilfe als „Ausfallbürge“ für das Ri-
siko anhaltend überdurchschnittlicher Ar-
beitslosigkeit.

Das Präsidium des StGB NRW hatte vor
diesem Hintergrund bereits 1998 die Harmo-
nisierung der beiden Anspruchssysteme und
eine verbindlichere Zusammenarbeit der
großen Verwaltungsblöcke gefordert.Die von
der Bundes- und der Landesregierung an-
gekündigte „1:1“- bzw.„Punkt für Punkt“-Um-
setzung der Vorschläge der Kommission „Mo-
derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“
(sog.Hartz-Kommission) enthält zwei wichti-
ge kommunalrelevante Kernelemente:

• Einführung eines steuerfinanzierten Ar-
beitslosengeldes II (ALG II) für die bisheri-
gen erwerbsfähigen Arbeitslosenhilfebe-
zieher und bundesweit rund 900.000 er-
werbsfähige Sozialhilfe-Empfänger sowie
270.000 Personen mit ergänzender Hilfe
zum Lebensunterhalt.

• Gründung von Job-Centern unter Integra-
tion auch arbeitsmarkrelevanter Bera-
tungs- und Betreuungsleistungen der
Kommunen.

Die zuständigen Fachausschüsse des
StGB NRW haben auf der Linie des DStGB-
Sozialausschusses ihre Erwartung zum
neuen Arbeitslosengeld II deutlich ge-
macht,

• dass alle Personen umfasst werden, die im
erwerbsfähigen Alter und nicht dauerhaft
erwerbsgemindert sind,

• dass die Leistungen zwar bedürftigkeitsab-

hängig, aber grundsätzlich nicht befris-
tet sind,

• dass die Leistungsbezieher in die gesetzli-
che Kranken- und Pflegeversicherung sowie
in die Rentenversicherung und - soweit sie
erwerbstätig sind - auch in die Arbeitslosen-
versicherung einbezogen werden.

Im Hinblick auf die Einrichtung der Job-
Center kristalliert sich inzwischen als ge-
meinsame Position von kommunalen Spit-
zenverbänden und Verbänden der freien
Wohlfahrtspflege die Forderung nach einer
gleichberechtigten, gesetzlich abgesicherten
Beteiligung der Kommunen an dem neuen
Dienstleistungsangebot heraus. Einen Dis-
sens gibt es noch zwischen den Gemeinde-
verbänden und dem Landkreistag zur Aufga-
benträgerschaft für ein neues ALG II.

Die Kreise betonen ihre Kompetenzen bei
der Vernetzung von Wirtschaftsförderung,so-
zialer Infrastruktur sowie kommunaler Be-
schäftigungspolitik und sehen sich als geeig-
nete Aufgabenträger eines neuen Leistungs-
rechts. Städtetag sowie Städte- und Gemein-
debund fordern demgegenüber unter Hin-
weis auf die Verantwortung des Bundes für
die Arbeitsmarktpolitik und die Beschäfti-
gungsentwicklung, die Aufgabenkompetenz
für das künftige ALG II in Bundeshand zu le-
gen. Für letztere Alternative sprechen der nur
schwerlich angemessen zu ersetzende regio-
nale Ausgleichs- und Stabilisierungseffekt der
bisherigen Arbeitslosenhilfe sowie die kaum
steuerbaren Risiken einer aufgabengerechten
Finanzausstattung im Fall kommunaler Trä-
gerschaft.

Immer mehr Menschen erreichen ein hohes Alter
und sind auf Hilfe angewiesen

460.000 PFLEGE-
BEDÜRFTIGE IN NRW

In Nordrhein-Westfalen galten Ende 2001 fast

460.000 Personen als pflegebedürftig im Sinne

des Pflegeversicherungsgesetzes. Wie das Lan-

desamt für Datenverarbeitung und Statistik mit-

teilt,waren dies 1,4 Prozent weniger als zwei Jah-

re zuvor. Mehr als zwei Drittel der Pflegebedürf-

tigen (323.900 Personen = 70,5 Prozent) wurden

zu Hause versorgt. 231.600 Pflegebedürftige er-

hielten ausschließlich Pflegegeld, um die Pflege

durch selbst organisierte Pflegehilfen (z. B. Ver-

wandte) sicherzustellen. Weitere 92.400 Perso-

nen wurden zu Hause von einem der 2.078 in

NRW zugelassenen ambulanten Dienste betreut.

39.100 Beschäftigte übten dort ihren Beruf aus.

135.500 Personen - ein Drittel aller Pflegebe-

dürftigen - wurden stationär in 1.849 Pflegehei-

men gepflegt.Die Zahl der dort Beschäftigten be-

lief sich auf 118.900.
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Gemeinsame Forderung der kommuna-
len Familie ist es, die bislang im Bundesso-
zialhilfegesetz geregelte Eingliederungshil-
fe in ein eigenes Leistungsgesetz des Bun-
des für die Beratung, Betreuung und Ver-
sorgung von Menschen mit Behinderungen
zu überführen. Wie auch die beiden Land-
schaftsverbände in einer gemeinsamen Re-
solution erst jüngst vorgetragen haben,
können nur durch eine massive finanzielle
Beteiligung des Bundes die finanz- und
fachpolitischen Aspekte einer zukunftsori-
entierten Politik für Menschen mit Behin-
derungen gewährleistet werden.

LÖSUNG FÜR HILFE IN BESONDEREN 
LEBENSLAGEN

Für die Städte, Gemeinden und Kreise in-
akzeptabel ist im Übrigen die Vorgabe der
Bundesregierung für die Arbeit der Kom-
mission zur Reform der Gemeindefinanzen,
dass Aufkommens- und Lastenverschiebun-
gen zwischen Bund und Ländern respektive
Kommunen vermieden werden sollen.
Zunächst müssen die notwendigen Refor-
men der Sozialsysteme - insbesondere von
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe - zu einer
spürbaren Verbesserung und Effizienzstei-
gerung für die Betroffenen und damit zu ei-
ner nachhaltigen Entlastung der kommu-
nalen Haushalte führen. Nur so wird den
Kommunen die Chance gegeben,durch ver-
stärkte öffentliche Investitionstätigkeit
wieder weitere Investitionen der Wirt-
schaft zu mobilisieren und Arbeitsplätze zu 
schaffen.

Daneben muss aber die Reformkommis-
sion in ihre Überlegungen auch die bereits
heute angespannte und sich - bei Ausblei-
ben nachhaltiger Lösungsansätze - schon in
naher Zukunft noch erheblich verschärfen-
de Situation der Kommunen bei den Hilfen
in besonderen Lebenslagen einbeziehen.
Insbesondere bei der Eingliederungshilfe
für Menschen mit Behinderungen wird die
Dramatik der Entwicklung deutlich: durch
einen Anstieg des Kostenaufwands in NRW
von derzeit rund 2,2 Mrd. Euro jährlich auf
voraussichtlich 3 Mrd. Euro bereits im Jahr
2005.
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NOVELLIERUNG DES 
LANDESPFLEGEGESETZES

Eine baldige Hilfestellung brauchen die
Kommunen schließlich bei der Hilfe zur
Pflege,dem mit 644 Mio.Euro „kleinsten Po-
sten“ bei den Gesamtausgaben von knapp
5,4 Mrd. Euro für die fast 660.000 Sozialhil-
fe-Empfänger in NRW. Hier ist die besonde-
re Problematik ein Modernisierungsstau in
den Pflegeeinrichtungen mit einer Größen-
ordnung von rund 3,7 Mrd. Euro und ein ak-
tueller Bedarf an zusätzlichen Plätzen bis
zum Jahr 2005, verbunden mit Kosten von
etwa 1 Mrd. Euro. Bei diesen Zahlen sind die
zu erwartenden gravierenden Veränderun-
gen der Altersstruktur - sichtbar an der stei-
genden Zahl der über 80-Jährigen von
660.000 heute und mehr als 850.000 im
Jahr 2015 - noch nicht einmal berücksichtigt.

Zumindest eine Teillösung dieser von
den Kommunen allein nicht zu schultern-
den Problemlage wird aktuell durch eine
Neufassung des Landespflegegesetzes an-
gestrebt. Folgende Kernpunkte verfolgt die
Landesregierung mit ihrem Januar 2003
vorgelegten Entwurf:

• Die Pflegebedarfsplanung wird durch eine
kommunale Pflegeplanung in Form einer

NIEDRIGE STEUERQUOTE
HOHE SOZIALABGABEN

Die Bundesrepublik Deutschland hatte 2001

mit 21,7 Prozent zwar die niedrigste Steuer-

quote in Europa, dafür aber im Vergleich zu ei-

nigen anderen europäischen Staaten höhere

Sozialabgaben.Die gesamte Steuer- und Abga-

benquote lag so mit 36,4 Prozent höher als in

Spanien, Portugal, der Schweiz und Irland. Das

geht aus Studien der Organisation für Wirt-

schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

(OECD) hervor. Höhere Steuer- und Abgaben-

quoten als in Deutschland hatten demnach

Großbritannien, Italien, Frankreich sowie

Schweden, wo die Quote mit 53,2 Prozent am

höchsten war.
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den vergangenen
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Pflegemarktbeobachtung unter Beteili-
gung der kommunalen Pflegekonferen-
zen, in die auch kreisangehörige Kommu-
nen Vertreter entsenden können, ersetzt.

• Die bisherige an eine Bedarfsbestätigung
gekoppelte Objektförderung durch zinslo-
se Darlehen in Höhe von 50 Prozent der
Bausumme wird eingestellt.

• Künftig gibt es eine Investitionskostenför-
derung nur noch als Aufwendungszu-
schuss für Pflegeplätze in der tatsächlich
genutzen Zeit und bei Einhaltung der in
NRW üblichen Standards.

• Bei vollstationären Dauerpflege-Einrich-
tungen werden nur solche Plätze geför-
dert, bei denen die Heimbewohner die auf
sie entfallenden Investitionskostenanteile
nicht selbst tragen können.

• Weiterhin erfolgt keine Heranziehung un-
terhaltsverpflichteter Angehöriger bei den
Investitionskosten,das Vermögen der Pfle-
gebedürftigen wird beim Pflegewohngeld
aber bis auf einen Freibetrag von 10.000
Euro angerechnet.

Nach Auffassung der kommunalen Spit-
zenverbände und der Landschaftsverbände
muss in der weiteren Debatte um die No-
vellierung des Landespflegegesetzes deut-
lich werden,dass ein Mindestmaß an Steue-
rung auch zukünftig unabdingbar ist, um
eine regional angemessene Versorgung zu
erreichen. Soweit der Entwurf auf die not-
wendige Begrenzung von Zahlungsver-
pflichtungen der öffentlichen Hand beim
Pflegewohngeld abzielt, gehen die Überle-
gungen der Landesregierung in die richtige
Richtung.

Insgesamt muss aber die gesamtstaatli-
che Verpflichtung zur Bewältigung des Risi-
kos der Pflegebedürftigkeit noch stärker er-
kannt und in der Gesetzgebung umgesetzt
werden.Das Pflegeversicherungsgesetz des
Bundes bestimmt die Länder als verant-
wortlich für die Vorhaltung einer leistungs-
fähigen,zahlenmäßig ausreichenden sowie
wirtschaftlichen pflegerischen Versor-
gungsstruktur. Vor diesem Hintergrund
muss das Land - wie in den Jahrzehnten vor
Inkrafttreten der Pflegeversicherung und
während der Anfangszeit des Landespfle-
gegesetzes - wieder mehr zur Investitionsfi-
nanzierung beitragen. ●

siehe auch das Urteil des Verfassungsgerichtshofs
NRW vom 10.12.2002 zu §§ 3 u. 6 AG BSHG 
(in dieser Ausgabe S. 32)

Besonders im Vergleich zum vorrangigen
System zur Absicherung des Risikos von Ar-
beitslosigkeit hat sich die Sozialhilfe -
konkret:die Hilfe zum
Lebensunterhalt - als
unterstes Netz der
sozialen Sicherung
vergleichsweise stabil
entwickelt und hat
insbesondere seit der
Verfestigung von Ar-
beitslosigkeit auf hohem Niveau und der
Zunahme von Langzeit-Arbeitslosigkeit seit
Beginn der 1980er-Jahre eine zentrale Rolle
bei der Bekämpfung von Armut aufgrund
von Arbeitslosigkeit gespielt. Damit wurde
auch ein nicht zu unterschätzender Beitrag
zur sozialen Integration und zur Verringe-
rung der Ausgrenzung in einer sich wan-
delnden Gesellschaft erbracht, die darüber
hinaus den mit der „Globalisierung“ einher-
gehenden Risiken ausgesetzt ist.

Es entspricht nicht den tatsächlichen Ge-
gebenheiten, wenn man den Erfolg der So-
zialhilfe lediglich als „Reflex des Versagens“
der vorgelagerten Systeme zu erklären ver-
sucht. Zwar ist die unzureichende Absiche-
rung von Erwerbslosen im Rahmen von 
SGB III - ausweislich der Untersuchungen,
die der Deutsche Städtetag gemeinsam mit
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40 Jahre BSHG - 
ein Gesetz mit Patina

Das Bundessozialhilfegesetz (BSHG) ist zum
1. Juni 1962 in Kraft getreten. Somit kann
man mit Fug und Recht auf 40 Jahre Erfah-
rung mit einem Gesetzeswerk zurück-
blicken, welches 1962 das bis dahin gelten-
de Fürsorgerecht ablöste. Dessen Grund-
strukturen stammten im Wesentlichen aus
dem Jahre 1924.Mit der Verabschiedung des
BSHG ist der Bundesgesetzgeber der aus
der Sozialstaatsklausel des Grundgesetzes
folgenden Verpflichtung, Aktivitäten auf
dem Gebiet der öffentlichen Fürsorge zu
entfalten, nachgekommen.

Allen Unkenrufen zum Trotz lässt sich eine
im Großen und Ganzen positive Bilanz von 40
Jahren BSHG ziehen. Dies gilt sowohl für das
Regelungswerk und seine Umsetzung in
kommunaler Verantwortung wie auch mit
Blick auf einen „Wettstreit der Systeme“ - zwi-
schen Fürsorgesystem und Versicherungssy-
stem als zwei Säulen der sozialen Sicherung.

Massenphänomen Sozialhilfe: auch viele ältere Menschen sind trotz Rentenversicherung auf 
Unterstützung durch die Kommune angewiesen
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Seit Inkrafttreten 1962 hat das 

Bundessozialhilfegesetz wesentlich

zur Integration Bedürftiger 

beigetragen, kommt aber angesichts

von Massen-Arbeitslosigkeit und 

veränderten Lebensformen an seine

Grenzen

Michael Löher   
ist Geschäftsführer des
Deutschen Vereins für
öffentliche und private
Fürsorge in Frankfurt
am Main
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Ursache für Sozialhilfe-Bedürftigkeit und
den Anstieg der Empfängerzahlen. Für die
Zunahme der Hilfebedürftigkeit sind aber
auch Prozesse sozialen Wandels mitverant-
wortlich.

ÄNDERUNG DER LEBENSFORMEN

Dies sind vor allem Änderungen in den
Lebensformen. Insbesondere die Zunahme
von Haushalten von allein Erziehenden, in
denen - vor allen bei mehreren Kindern - die
Hilfe zum Lebensunterhalt faktisch die Rol-
le des fehlenden „Familienernährers“ über-
nimmt, hat die Empfängerzahlen steigen
lassen. Im großstädtischen Bereich ist der
Anteil der Kinder,die auf Leistungen der Hil-
fe zum Lebensunterhalt angewiesen ist,
teilweise erschreckend hoch.

Für Kinder gibt es in dem gegliederten
Sozialsystem keine genuin vorrangige Si-
cherung, so dass die drastische Steigerung
der Sozialhilfequote bei Kindern - der be-
kannte Frankfurter Armutsforscher Richard
Hauser (Vorstandsmitglied im Deutschen
Verein) hat hierfür den Begriff „Juvenalisie-
rung der Armut“ geprägt - auch nicht auf
ein Systemversagen zurückgeführt werden
kann, sieht man einmal von einer ungenü-
genden Ausgestaltung des Familien-La-
stenausgleichs ab.

Im Rahmen der Hilfe zum Lebensunter-
halt nach dem BSHG sind daher in den ver-
gangenen Jahrzehnten erhebliche perso-
nelle und finanzielle Ressourcen aufge-
bracht worden,um als Ausfallbürge für eine
unzureichend ausgestaltete Absicherung
bei Arbeitslosigkeit im vorgelagerten Sy-
stem einzuspringen. Auch als faktisch einzi-
ges Sicherungssystem zur Abfederung der
finanziellen Risiken von sich wandelnden
Lebensformen (Kinderarmut) und Haus-
halt-Strukturen hat die Sozialhilfe einen
großen Beitrag zur Förderung des gesell-
schaftlichen Zusammenhalts geleistet.

Doch eine solche Aufgabenstellung der
Sozialhilfe als „Massengeschäft“ haben die
Väter des BSHG nicht vor Augen gehabt, als
sie in den 1950er- und 1960er-Jahren das
Fürsorgerecht neu konzipierten. Das BSHG
ist ein „Kind der fünfziger Jahre“, die öko-
nomisch und sozial durch das „Wirtschaft-
wunder“ geprägt waren - mit teilweise
zweistelligen jährlichen Wachstumsraten
beim Bruttoinlandsprodukt und einer rapi-
den Abnahme der noch Anfang des Jahr-
zehnts sehr hohen Arbeitslosigkeit - und
sich sozialpolitisch durch den Aufbau umla-

gefinanzierter Versicherungs-Systeme aus-
zeichneten. Besonders bedeutsam ist in
diesem Zusammenhang die Reform der ge-
setzlichen Rentenversicherung 1957. Durch
diese sollte Altersarmut dauerhaft vermie-
den und das Fürsorgewesen, das einen
Schwerpunkt in der materiellen Absiche-
rung älterer Frauen hatte,entlastet werden.

ZEIT DER VOLLBESCHÄFTIGUNG

Auch für die anderen sozialen Risiken
vertraute man auf die Effizienz der Versi-
cherungssysteme. Hierbei ist anzumerken,
dass Arbeitslosigkeit seinerzeit wegen der
Vollbeschäftigung kein Problem darstellte
und in der - wie Zeitgenossen berichten -
euphorischen Gesamtstimmung als auch
für die Zukunft als „gelöst“ angesehen wur-
de. Insgesamt bestand die Überzeugung,
dass Hilfe zum Lebensunterhalt nur noch
für relativ wenige Personen zu gewähren
sein wird und diese Leistungen als „Hilfe zur
Selbsthilfe“ lediglich eine kurze Dauer ha-
ben werden.

Die Hilfe zum Lebensunterhalt wurde
daher nicht in erster Linie als mittel- oder
langfristige materielle Unterstützung, son-
dern als persönliche Hilfe konzipiert. Die
Strukturprinzipien des BSHG, wie auch das
auf die Geldleistungen durchschlagende In-
dividualisierungsprinzip, haben ihren Ur-
sprung zwar in den Traditionen der Fürsor-
ge, wurden aber in dem Anfang der 1960er-
Jahre „modernen“ Bundessozialhilfegesetz
als prägendes Merkmal weitergeführt, das
auch künftigen Anforderungen gerecht
werden sollte.

Anlässlich des dreißigjährigen Beste-
hens des BSHG fasste der BSHG-Kommen-
tator und frühere Mitarbeiter des Deut-
schen Vereins, Dieter Giese, die Erwartun-
gen an die Entwicklung des Bundessozial-
hilfegesetzes wie folgt zusammen:
• Zunehmende Marginalisierung der mate-

riellen Aufwendungen der Sozialhilfe we-
gen verbesserter Leistungen der vorrangi-
gen Systeme

• Marginalisierung der verbleibenden Hilfe-
fälle wegen einer Sozialpolitik, die mas-
senhafte Notfälle sicher vermeidet

• Maximierung der persönlichen Hilfen, um
über individuelle Lebenskrisen hinwegzu-
helfen (möglich wegen Entlastung von
den materiellen Sicherungsaufgaben).

Leider konnten diese Erwartungen nicht
erfüllt werden. Zumindest aus heutiger
Sicht müssen sie auch als unrealistisch ein-

dem Deutschen Landkreistag und dem In-
stitut für Arbeitsmarktforschung bei der
Bundesanstalt für Arbeit in den 1980er- und
1990er-Jahren durchgeführt hat - zentrale

PRÜFUNG UND ANALYSE
DER KOMMUNALEN
JAHRESRECHNUNG

Leitfaden für die Praxis, von Hel-
mut Fiebig, Leiter des Rechnungs-
prüfungsamtes der Stadt Meer-
busch, 2. überarb. u. erweit. Aufl.,
Erich Schmidt Verlag, 2003, 136 S.,
15,8 x 23,5 cm, kartoniert, 24,80 €,
ISBN 3-503-07048-6

Drei Jahre nach erstmaligem Erscheinen dieses
Leitfadens liegt nun die Neuauflage vor. Diese
gibt einen Überblick über die Prüfung der
kommunalen Hauswirtschaft.Für Ratsmitglie-
der, insbesondere für diejenigen in den Rech-
nungsprüfungsausschüssen, ergibt sich durch
die Vielzahl der Änderungen im kommunalen
Haushaltsrecht eine neue politische Situation.
Durch großzügige Gestaltungsmöglichkeiten
können politische Diskussionen über Haus-
haltsmittel zu Phantom-Diskussionen werden.
Kaum ein Ratsmitglied wird auf Anhieb sämt-
liche Entscheidungs-Befugnisse über Investi-
tionen,zur Verfügung stehende Mittel,Beginn
und Durchführung von Investitionen durch-
schauen. Ratsmitglieder müssen wissen, wie
sie die Hoheit über die städtischen Finanzen
behalten können.Daher liegt ein Schwerpunkt
dieses Buchs auf der Darstellung des neuen
Rechts, so wie es sich überwiegend in NRW
darstellt. Da die meisten Bundesländer diese
„Modernisierung" noch nicht vollzogen ha-
ben, werden die Standardregeln ebenfalls er-
läutert.
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gestuft werden. Denn die damaligen Ak-
teure haben die einmalige ökonomische Si-
tuation der „Wirtschaftswunder-Jahre“ un-
kritisch für alle Zukunft fortgeschrieben.
Rückblickend kann gesagt werden, dass die
Bundesrepublik Deutschland eher ein ho-
her Stand der Arbeitslosigkeit sowie die
hiermit verbundenen Probleme der Finan-
zierung der sozialen Sicherung prägen als
Vollbeschäftigung und wohlgefüllte öffent-
liche Kassen.

VERSCHIEBUNG DER LASTEN

Was die Väter des BSHG hingegen nicht
prognostizieren konnten, ist das Entstehen
einer breiteren Hilfebedürftigkeit aufgrund
der Veränderungen bei den Lebensformen
im Verlauf der folgenden Jahrzehnte sowie
der hiermit einhergehenden Veränderung
der Haushaltsformen. Gleiches gilt für die -
bei der Konzeption des Bundessozialhilfe-
gesetzes im wahrsten Sinne des Wortes
„undenkbare“ - Entscheidung des Bundes-
gesetzgebers, insbesondere ab 1982 durch
„Reduktionsgesetzgebungen“ im Bereich
des Arbeitsförderungsrechts die in der Zu-
ständigkeit des Bundes liegende Kasse zur
Absicherung bei Arbeitslosigkeit durch Ab-
senkung des Leistungsniveaus, verkürzte
Bezugszeiten und erschwerte Zugangsvor-
aussetzungen zu entlasten und die in der
Folge bedürftigen Personen der kommunal
finanzierten Sozialhilfe zu überlassen. Die
Folgen dieser Entscheidungen des Gesetz-
gebers kamen freilich nicht „versehentlich“
zustande, sondern waren Ergebnis bewus-
ster politischer Entscheidungen.

Die optimistische Erwartung, dass So-
zialhilfebedürftigkeit sich zu einem mehr
oder minder großen Randproblem ent-
wickelt, auf das überwiegend mit persönli-
chen Hilfen reagiert wird, um eine erfolg-
reiche Überwindung der Bedürftigkeit zu
fördern, hat sich als falsch erwiesen. Auch
wegen der bis in jüngste Zeit steigenden
Fallzahlen und der hiermit gebundenen
personellen Kapazitäten waren die Sozial-
hilfeträger gezwungen, der (administrativ
nicht immer ganz leichten) Gewährung der
materiellen Hilfen den Vorrang zu geben.

Die Gewährung persönlicher Hilfen als
„Hilfen zur Überwindung der Sozialhilfebe-
dürftigkeit“ kamen damit häufig zu kurz.
Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen,
dass die Bedürftigkeit sehr häufig arbeits-
marktbedingt ist, und vielen Hilfeempfän-
gern nichts weiter fehlt als eine Erwerbs-

möglichkeit. Besonders in den 1990er-Jah-
ren haben die Sozialhilfeträger in dieser Si-
tuation mit einem Ausbau von Maßnah-
men der Hilfe zur Arbeit reagiert.

Richtet man nun das Augenmerk von der
Vergangenheit auf die aktuellen sozialpoli-
tischen Reformoptionen im Bereich der Für-
sorge, die insbesondere unter den Über-

schriften „Hartz-Konzept“ und „Zusammen-
führung von Sozial- und Arbeitslosenhilfe“
geführt werden, zeigen sich gewisse Paral-
lelen zur Diskussion vor rund 40 Jahren. Es
besteht die Zielsetzung, die persönlichen
Hilfen auszubauen und zu qualifizieren,um
einen Ausstieg aus der Sozialhilfe zu för-
dern.Allerdings besteht heute realistischer-
weise nicht mehr die Erwartung,dass durch
den Ausbau persönlicher Hilfen eine drasti-
sche Senkung der Empfängerzahlen herbei-
geführt wird.

ERWERBSFÄHIGE IN JOB-CENTER

Die tatsächliche Gestalt der Reform ist
noch nicht mit Sicherheit abzusehen. Der
Deutsche Verein hat sich in seinen Stellung-
nahmen im Zusammenhang mit der Dis-
kussion des Hartz-Konzepts dafür ausge-
sprochen, dass „Erwerbsfähige“ zukünftig
in die Zuständigkeit der Job-Center fallen
sollen. Die Erörterung über die genaue Ab-
grenzung des Personenkreises ist freilich
noch nicht abgeschlossen.

Auf jeden Fall wird es aber eine erhebli-
che Entlastung der Kommunen bei der Zahl
der zu betreuenden Empfänger von Hilfe
zum Lebensunterhalt geben müssen. Die fi-
nanzielle Zuständigkeit für die Absicherung
bei Arbeitslosigkeit ist wieder dort zu ver-

orten, wo sie seit den 1920er-Jahren syste-
matisch richtig lag: auf der Bundesebene.

Es kann davon ausgegangen werden,
dass die im Hartz-Konzept vorgesehene
Geldleistung für Erwerbsfähige (Arbeitslo-
sengeld II bzw.Fördergeld) bedarfsorientiert
ausgestaltet wird - und damit auf ein Struk-
turprinzip der Sozialhilfe rekurriert.Auch die
Höhe der Geldleistungen nach dem Gesetz
über eine bedarfsorientierte Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung,
das zum Jahresbeginn 2003 in Kraft getreten
ist,folgt im Wesentlichen der Ausgestaltung
der Hilfe zum Lebensunterhalt, wobei als
zentraler Unterschied eine stärkere Schema-
tisierung infolge von Pauschalierungen zu
verzeichnen ist. Insgesamt zeigt sich, dass
die Gestaltungsprinzipien des BSHG durch-
aus aktuell sind, da sie nun sogar für die der
Sozialhilfe vorgelagerten Systeme struktur-
bildend wirken.

Was die Höhe der Hilfe zum Lebensun-
terhalt und seiner einzelnen Komponenten,
beispielsweise des Regelsatzes,angeht,wird
auch künftig die Diskussion über das „rech-
te Maß“ zu führen sein. Insbesondere mit
Blick auf den Arbeitsmarkt und die Situation
der öffentlichen Haushalte wird ein scharfer
Wind zu spüren sein. Denn die Höhe der Hil-
fe zum Lebensunterhalt ist nicht nur für den
Sozialhilfeträger kostenwirksam, sondern
hat auch - infolge der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts zur Steuerfrei-
heit des Existenzminimums - Auswirkungen
auf die Einnahmen des Bundesfinanzmini-
sters aus der Lohn- und Einkommenssteuer.

Auf wirtschaftswissenschaftlicher Seite
wird teilweise argumentiert, dass die Hilfe
zum Lebensunterhalt quasi den Mindestlohn
in der bundesdeutschen Gesellschaft darstellt,
unterhalb dessen niemand zu arbeiten
braucht. Hierdurch werde die Flexibilität der
Lohnfindung beeinträchtigt und somit zur
Verfestigung der Arbeitslosigkeit beigetragen.

Der Deutsche Verein hat sich in seinen Stel-
lungnahmen in den zurückliegenden Jahren
für eine Reform der Sozialhilfe und für das
Prinzip von Fördern und Fordern ausgespro-
chen.Dabei hat er immer wieder auch auf das
sozialhilferechtliche Nachrangprinzip hinge-
wiesen und betont, dass auch zukünftig ge-
währleistet sein muss,dass die Sozialhilfe den-
jenigen, die auf ihre Leistungen angewiesen
sind, ein Leben ermöglicht, das der Würde des
Menschen entspricht. ●

Info: www.deutscher-verein.de

Die Sozialhilfe wird auch nach 40 Jahren ein

wichtiges Basissicherungssystem bleiben. Für

die Fortentwicklung der Sozialhilfe ist

grundsätzlich eine weitergehende Pauschalie-

rung insbesondere der einmaligen Leistungen

anzustreben. Dabei ist jedoch darauf Bedacht

zu nehmen, dass ihre im Vergleich zu allen an-

deren Formen der sozialen Sicherung außeror-

dentlich hohe Effizienz auf Mikro- und Makro-

ebene nicht beeinträchtigt wird. Durch bedarf-

sorientierte Leistungen, die nach einer Bedürf-

tigkeitsprüfung gewährt werden, ist das sozial-

politische Ziel einer Vermeidung von Armut

und sozialem Ausschluss am kostengünstigsten

zu erreichen.
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eigene Mittel gedeckt werden kann. Die teil-
weise pauschalierte Bedarfsermittlung orien-
tiert sich an der Sozialhilfe. Wichtigster Un-
terschied ist jedoch,dass ein Rückgriff auf un-
terhaltsverpflichtete Kinder und Eltern erst
stattfindet, wenn deren jährliches Gesamt-
einkommen 100.000 € übersteigt (§ 2 Abs. 1
GSiG).

Auch wenn das Gesetz vielfach auf die Be-
stimmungen des Bundessozialhilfegesetzes
verweist, handelt es sich trotzdem um ein ei-
genständiges Sozialleistungsgesetz,das dem
BSHG grundsätzlich vorgeht. Gemäß §§ 28a,
68 Nr. 18 SGB I gilt es als besonderer Teil des
Sozialgesetzbuches, so dass nach § 37 SGB I
die Bestimmungen des SGB I und X gelten,so-
weit das GSiG selbst nichts Abweichendes be-
stimmt.

BERÜCKSICHTIGUNG KOMMUNALER 
FORDERUNGEN

Im ursprünglich verkündeten Gesetz
vom 26.06.2001 wurden in § 4 Abs. 1 GSiG
die Kreise und kreisfreien Städte zu Trägern
der Grundsicherung bestimmt. Diese Fest-
legung stieß im kommunalen Raum auf Ab-
lehnung. Insbesondere der Städte- und Ge-
meindebund NRW sprach sich dafür aus, ei-

ne dem § 96 BSHG vergleichbare Regelung
für einen Länderrechts-Vorbehalt zu schaf-
fen, mit dem kreisangehörige Kommunen
in die Aufgaben-Durchführung einbezogen
werden können. Folgende Gesichtspunkte
wurden hierfür angeführt:

• ortsnahe Versorgung einer Zielgruppe mit
eingeschränkter Mobilität

• Hilfe aus einer Hand
• ganzheitliche Sicht auf die Lebenssituation
• Nutzung vorhandener Ressourcen
• Vermeidung von Parallelverfahren bei An-

trägen
• sozialräumliche Betrachtungsweise

Gegen den zunächst deutlichen Wider-
stand sowohl des Bundes- wie des Landes-
sozialministeriums hat der Bundestag in
2./3. Lesung am 14.03.2002 das Petitum des
StGB NRW aufgegriffen und den bisherigen
§ 4 GSiG um zwei Absätze erweitert, die u.a.
den geforderten Länderrechtsvorbehalt re-
geln. Atypisch ist, dass der Bundesgesetz-
geber diese Änderung bereits zu einem Zeit-
punkt vornahm, als das GSiG selbst noch
nicht in Kraft getreten war.

Weiter wurde durch intensive Bemühung
der kommunalen Spitzenverbände auf Bun-

Mit dem „Gesetz über eine bedarfsorientier-
te Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung“ (Grundsicherungsgesetz, GSiG)

haben jahrzehntelan-
ge sozialpolitische
Diskussionen und
verschiedene parla-
mentarische Initiati-
ven über eine Grund-
sicherung als Alterna-
tive zur Sozialhilfe ei-
nen Abschluss gefun-

den. Es war lange umstritten, in welches Si-
cherungssystem die Grundsicherung einge-
gliedert werden sollte. Im Januar 2001 wurde
dann durch die Bundestagsfraktionen von
SPD und Bündnis 90/Die Grünen der Entwurf
eines eigenständigen „Gesetzes über eine be-
darfsorientierte Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung“ eingebracht.

Dieser Entwurf ist vom Bundestag am
26.01.2001 beschlossen, jedoch vom Bundes-
rat abgelehnt worden. Nachdem im Vermitt-
lungsausschuss am 08.05.2001 in der um-
strittenen Frage des Unterhaltsrückgriffs Ei-
nigung erzielt und die Ausgleichsleistung des
Bundes erhöht wurde, fand das Gesetz so-
dann auch die Zustimmung des Bundesrates.
Die Verkündung erfolgte am 26.06.2001 als
Art. 12 des Gesetzes zur Reform der gesetzli-
chen Rentenversicherung und zur Förderung
eines kapitalgedeckten Altersvorsorgevermö-
gens. Am 01.01.2003 trat es in Kraft.

Die Zielsetzung des Gesetzes besteht dar-
in,die verschämte Armut insbesondere im Al-
ter zu verhindern.Für alte und für dauernd er-
werbsgeminderte Menschen ist nun eine ei-
genständige soziale Leistung vorgesehen,die
den grundlegenden Bedarf für den Lebens-
unterhalt sicherstellt,soweit dieser nicht über

Die Grundsicherung aus 
kommunaler Sicht

Das Gesetz zur Grundsicherung im 

Alter - von der Zielsetzung her zu 

begrüßen - schafft erheblichen 

zusätzlichen Vewaltungsaufwand,

für den die NRW-Kommunen keine

Kompensation erhalten

Horst-Heinrich Gerbrand
ist Hauptreferent für 
Jugend, Soziales und 
Gesundheit beim Städte-
und Gemeindebund
NRW; Susanne Sels ist
dort Rechtsreferendarin
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Für alte Menschen, die sich scheuen, Sozialhilfe in Anspruch zu nehmen, ist die Grundsicherung 
eine Hilfe - für die Kommunen eine weitere Aufgabe ohne Kompensation
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desebene erreicht, dass die - im Vorfeld im-
mer angemahnte - Finanzierungsproblema-
tik ein wenig entschärft wurde. So erhalten
die Länder als Festbetrag zum Ausgleich der
Mehrkosten nun anstelle von 306 Mio. € ei-
nen jährlichen Betrag von 409 Mio.€, der al-
le zwei Jahre überprüft wird und nicht wie ur-
sprünglich vorgesehen alle fünf Jahre.

UMSETZUNG AUF LANDESEBENE

Parallel zur Schaffung des Länderrechts-
vorbehalts erarbeitete das damalige NRW-
Ministerium für Arbeit und Soziales, Quali-
fikation und Technologie in enger Zusam-
menarbeit mit den kommunalen Spitzen-
verbänden ein Ausführungsgesetz zum GS-
iG (AG-GSiG). Dieses sieht in § 2 Abs. 1 die
Delegationsmöglichkeit der Kreise auf die
kreisangehörigen Gemeinden vor.Diese De-
legationsmöglichkeit stellte ein nachdrück-
liches Petitum des StGB NRW dar.Zusätzlich
machte der Verband mit Beschluss seines
Jugend-, Sozial- und Gesundheitsausschus-
ses deutlich, dass er von den Kreisen eine
umfassende Gebrauchmachung erwartet,
um eine bürgernahe und bürgerfreundliche
Umsetzung sicherzustellen.

Ebenso entschloss man sich, dass bezüg-
lich des auf Nordrhein-Westfalen entfallen-
den Anteils am Festbetrag des Bundes nach
§ 34 Abs. 2 WoGG für das Jahr 2003 keine Ab-
schlagszahlungen und Spitzabrechnungen
erfolgen sollen, sondern der Verteilungs-
maßstab für diesen Betrag auf der amtlichen
Sozialhilfe-Statistik über die Anzahl der Emp-
fänger von laufender Hilfe zum Lebensunter-
halt über 65 Jahre außerhalb von Einrichtun-
gen basieren soll (§ 3 Abs. 2 AG-GSiG).

Ab 2004 werden dann die tatsächlich
ausgezahlten Grundsicherungsleistungen
des Vorjahres als Verteilungsschlüssel her-
angezogen. Der Einwand der Spitzenver-
bände, dass der Schlüssel für 2003 nur als
vorläufiger Verteilungsmaßstab akzeptiert
werden kann und nach dem Jahresende
vielmehr eine Spitzabrechnung unter den
Trägern der Grundsicherung erfolgen sollte,
fand keine Berücksichtigung.

Weiter wurde in § 3 Abs. 1 AG-GSiG fest-
gelegt, dass der auf NRW entfallende Fest-
betrag des Bundes an Kreise und kreisfreie
Städte weitergeleitet wird. Mit dieser Rege-
lung soll - laut amtlicher Begründung - klar-
gestellt werden, dass ein Anspruch auf die-
sen Betrag besteht.

Ursprünglich regelte § 2 Abs. 3 AG-GSiG,
dass bereits bei leichter Fahrlässigkeit der

Behörde ein Erstattungsanspruch entfällt.
Hiergegen wurde von den kommunalen
Spitzenverbänden angeführt, dass Prüfung
und Nachweis bereits leicht fahrlässigen
Verhaltens einen hohen Verwaltungsauf-
wand zur Folge habe, der nicht zu rechtfer-
tigen sei. Diese Regelung übe einen unan-
gemessenen Druck auf die Städte und Ge-
meinden als Delegationsnehmer aus, der
aufgrund der Erfahrungen bei der Wahr-
nehmung von Aufträgen nach dem BSHG
als nicht angemessen erscheine.Diese Kritik
wurde vom Gesetzgeber aufgegriffen, so
dass nunmehr der Verschuldensmaßstab
auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit be-
schränkt ist.

Nach § 1 Abs. 1 AG-GSiG führen die Trä-
ger der Grundsicherung die Aufgabe als
Selbstverwaltungs-Angelegenheit durch.
Es bestehen erhebliche Zweifel, ob den
Kommunen diese Aufgabe als Selbstver-
waltungs-Angelegenheit übertragen wer-
den kann. Als Träger der Grundsicherung
steht ihnen bei der Anwendung des GSiG
- entgegen der Begründung im Gesetz-
entwurf - kein nennenswerter Gestal-
tungsspielraum zur Verfügung. Die zwi-
schenzeitlich vom damaligen Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales heraus-
gegebenen Auslegungs- und Durch-
führungshinweise zum GSiG belegen eher

einen sehr geringen Entscheidungsspiel-
raum der Kommunen. Dennoch ist das
AG-GSiG in dieser Form am 13.12.2002 
vom Landtag NRW beschlossen und am
23.12.2002 verkündet worden, so dass es
rechtzeitig zum 01.01.2003 in Kraft treten
konnte.

FINANZIERUNG UND 
VERFASSUNGSMÄSSIGKEIT

Der Bund geht von 2,09 Mrd. € Lei-
stungsausgaben für das Grundsicherungs-
gesetz aus. Davon sind bisher 1,78 Mrd. €
von der Sozialhilfe zu leisten gewesen, so
dass von einem Mehraufwand von rund
306 Mio. € ausgegangen worden ist. Die-
ser Betrag ist auf Druck der kommunalen
Spitzenverbände auf 409 Mio. € aufge-
stockt worden (s.o.). Diese schätzbaren
Mehrkosten sind jedoch nur als Ausgleich
dafür gedacht, dass für die Leistungen
nach dem GSiG kein Rückgriff auf Unter-
haltsverpflichtete genommen werden
kann und für eventuell erforderliche Gut-
achten. Der Verwaltungsaufwand (Organi-
sation, Personal etc.), der durch die Umset-
zung des GSiG entsteht, ist darin nicht
berücksichtigt. Auch eine Erstattung der
den kreisangehörigen Kommunen entste-
henden Verwaltungskosten ist - ent-

MÜLLTONNEN VIA INTERNET

In der Stadt Coesfeld können

Bürgerinnen und Bürger ihre

Mülltonnen künftig per Internet

von zu Hause aus bestellen, abbe-

stellen oder ummelden. Mit Hilfe

eines persönlichen Kennwortes

wird der gesamte Vorgang elek-

tronisch abgewickelt. Über das

Verfahren informiert die Stadt in

einem Extrablatt sowie auf der In-

ternetseite www.coesfeld.de , ru-

brik „muellabfuhr“. Vor dem Ver-

sand der diesjährigen Abgaben-

bescheide testeten (Foto v.links)

Stefan Schoenfelder, stellver-

tretender Leiter der Kommunalen

Datenzentrale Münster (citeq), Werner Eising von der Abteilung Technikunterstützte Datenverarbeitung im Rathaus Coe-

seld, Coesfelds Erster Beigeordneter Thomas Backes und Dr. Lutz Gollan, IT-Referent beim Städte- und Gemeindebund

NRW, die neue Anwendung. Entwickelt wurde das erste online-fähige Verwaltungsverfahren in Coesfeld im Rahmen des

e-Government-Pilotprojektes des Städte- und Gemeindebundes NRW.
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Insbesondere wird dabei auf Art. 84 und
104a Grundgesetz (GG) verwiesen. Das GS-
iG bestimme die Kreise und kreisfreien
Städte als Träger der Grundsicherung, ob-
wohl die Bestimmung der ausführenden
Behörden grundsätzlich den Ländern oblie-
ge (vgl. Art. 84 Abs. 1 GG). Ein solcher Aufga-
bendurchgriff des Bundes auf die Kommu-
nen bedürfe als verfassungsrechtliche Aus-
nahme besonderer Voraussetzungen. Ob
diese vorlägen, sei fraglich.

Auch unter Art. 104a GG betrachtet sei
der Aufgabendurchgriff des Bundes be-
denklich. Hätten die Länder die Zustän-
digkeiten geregelt, wären sie gegenüber
den Kommunen landesverfassungsrecht-
lich verpflichtet gewesen, für eine ent-
sprechende Finanzausstattung sowohl
der Leistungen aus der Grundsicherung
als auch der zusätzlichen Verwaltungs-
ausgaben zu sorgen. Für den Bund gelte
dies nicht, da zwischen Bund und Kom-
munen nach dem Grundgesetz kein un-
mittelbarer Finanztransfer möglich sei
(vgl. Art. 104a GG). Die Aufgabe der Grund-
sicherung werde folglich ohne abgesi-
cherte Finanzierung durchgeführt. WIRKUNGEN NICHT ÜBERSCHAUBAR

Die genauen Auswirkungen des Grundsi-
cherungsgesetzes auf die Kommunen in
Nordrhein-Westfalen sind zur Zeit noch
nicht überschaubar. Der Grund hierfür liegt
darin, dass es nahezu unmöglich ist, verläss-
liche Berechnungen anzustellen,in welchem
Umfang Leistungen zu gewähren sind. So
werden nun auch die Personen Ansprüche
geltend machen, die zuvor aus Furcht vor ei-
nem Unterhaltsrückgriff auf die Kinder von
einer Antragstellung abgesehen haben.

Jede Schätzung hat insoweit spekulati-
ven Charakter. Nach allen bisherigen Er-
kenntnissen werden die Erstattungen des
Bundes,die über das Land an die Kommunen
weitergereicht werden und die Einsparun-
gen bei der Sozialhilfe wohl nicht ausrei-
chen, den zusätzlichen Bedarf zu finanzie-
ren. Die Grundsicherung wird daher voraus-
sichtlich eine spürbare zusätzliche Belas-
tung für die Kommunen zur Folge haben.

Bei erheblicher Kostensteigerung müsste
eventuell erneut diskutiert werden, ob das
gleiche Ziel mit anderen Maßnahmen effizi-
enter erreicht werden könnte. Das gilt auch,
wenn die Umsetzung zeigen sollte, dass die
Absicht,der Altersarmut zu begegnen,man-
gels Geltendmachung durch den betreffen-
den Personenkreis nicht erreicht werden
sollte. ●

sprechend dem üblichen Verfahren bei
der Umsetzung des Bundessozialhilfe-
gesetzes - nicht vorgesehen.

Neben dem Finanzierungsgesichts-
punkt, der angesichts der schwierigen fi-
nanziellen Lage der Kommunen eine be-
sondere Tragweite erhält, werden gegen
das GSiG auch verfassungsrechtliche Be-
denken vorgetragen. Der Deutsche Land-
kreistag unterstützt beispielsweise die
Überprüfung des GSiG durch eine Verfas-
sungsbeschwerde.

Die Zielsetzung des Gesetzgebers, der ver-

schämten Altersarmut zu begegnen, ist unein-

geschränkt zu begrüßen. Ob der eingeschla-

gene Weg über eine eigenständige Grundsiche-

rung der richtige ist, bleibt jedoch abzuwarten.

So muss das Gesetz zunächst der verfassungs-

rechtlichen Überprüfung standhalten. Darüber

hinaus wird die zukünftige Entwicklung zeigen,

ob die erfolgte Kostenschätzung des Bundes

realistisch ist.
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www.radverkehrsnetz.nrw.de

RUND UMS RADFAHREN IN NRW

Rund ums Radfahren geht es auf der Internetseite www.radverkehrsnetz.nrw.de. Radlerinnen und Rad-

ler können sich dort über das deutschlandweit erste landesweite Radverkehrsnetz informieren,das bis 2004

in NRW insgesamt rund 13.800 Kilometer umfassen soll. Dazu zählen nicht nur Radwege, sondern auch Wirt-

schaftswege und wenig befahrene Straßen, die für das Radfahren geeignet sind. Zur Orientierung soll das We-

genetz Landkreis für Landkreis mit einer einheitlich rot-weißen Beschilderung versehen werden. Außerdem 

lässt das NRW-Verkehrsministerium für die fertig beschilderten Kreise Karten erstellen, die zusätzlich zum Rad-

verkehrsnetz Hinweise

zu touristischen Se-

henswürdigkeiten ent-

halten. Bereits jetzt

steht im Internet eine

skalierbare Karte bereit.

Bis Mitte dieses Jahres

soll außerdem ein Rou-

tenplaner zur Verfü-

gung stehen.
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EN „Aachener Zeitung“ vom 04.02.2003
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Es schien so einfach zu werden. Bereits früh
wurde das „Gesetz über eine bedarfsorien-
tierte Grundsicherung im Alter und bei Er-

werbsminderung“
(GsiG) angekün-
digt. Die ersten
Ü b e r l e g u n g e n
gingen von der

Annahme aus, dass nur einfache Zahlfälle
mit einem geringen Änderungsbedarf zu
bearbeiten sind, weil - anders als im Bun-
dessozialhilfegesetz (BSHG) - Hilfe zur
Selbsthilfe nicht einzufordern ist,die Unter-
halts-Heranziehung weitgehend entfällt,
ein besonderer Mietzuschuss nicht zu ge-
währen ist, Kostenerstattung durch andere
Leistungsträger und Kostenersatz durch Er-
ben nicht vorgesehen sind. Die Stellenbe-
wertung für die Sachbearbeiter-Tätigkeit
ging vom Mittleren Dienst aus.

Dass die Umsetzung der „wenigen Para-
grafen Grundsicherung“ nicht so einfach
ist, zeigt die Praxis in Dorsten. Träger der
Grundsicherung sind die Kreise und die
kreisfreien Städte. Delegationsmöglichkei-
ten waren zunächst nicht vorgesehen. Auf-
grund dessen beabsichtigte der Kreis Reck-
linghausen, ein zentrales Grundsiche-
rungsamt im Kreishaus einzurichten. Im
Kreis Recklinghausen mit 660.459 Einwoh-
nern und einer Fläche von 760 Quadratki-
lometern wären damit der Zielgruppe „äl-
tere und dauernd voll erwerbsgeminder-
te Menschen“ weite Wege zugemutet
worden.

Im Interesse der Bürger und Bürgerin-
nen forderten die kreisangehörigen Städte,
diese Aufgabe vor Ort wahrzunehmen. Der
Kreis Recklinghausen machte daher von
der zwischenzeitlich eingeräumten Dele-
gations-Möglichkeit Gebrauch. Er hat
durch Satzung den kreisangehörigen Städ-
ten die Durchführung der Aufgaben zur
Entscheidung im eigenen Namen übertra-

gen. Die übertragene Zuständigkeit be-
zieht sich auf Personen außerhalb von Ein-
richtungen.

ÖRTLICHE UMSETZUNG

Ziel des Gesetzes ist es, der verschäm-
ten Altersarmut zu begegnen. Um die-
sem Gedanken Rechnung zu tragen, wur-
de im Sozialamt Dorsten außerhalb des
Sachgebietes „Hilfe zum Lebensunter-
halt“ zusätzlich ein gesondertes Sachge-
biet „Grundsicherung“ eingerichtet so-
wie den Versicherungs- und Behinder-
ten-Angelegenheiten zugeordnet.

Zum 01.10.2002 wurde mit konkreten
Umstellungsarbeiten begonnen. Um ei-
ne gleichmäßige Arbeitsbelastung der
Sachbearbeiterinnen „Hilfe zum Lebens-
unterhalt“ zu erreichen, fand eine kom-
plette Neuaufteilung der Sozialhilfefälle
statt. Bei dieser Gelegenheit wurden die
voraussichtlichen Grundsicherungsfälle
- insgesamt 250 - herausgefiltert und
den künftigen Sachbearbeiterinnen
„Grundsicherung“ zugewiesen. Diese 1,5
Stellen Gehobener Dienst konnten auf-
grund rückläufiger Fallzahlen aus dem
Kreis der Sachbearbeiterinnen „Hilfe
zum Lebensunterhalt“ gewonnen wer-
den. Doch bereits jetzt wird deutlich,

dass die personelle Besetzung nicht aus-
reicht.

Bürgerorientierung ist selbstver-
ständliches Leitziel. Um Doppelzustän-
digkeiten zu vermeiden und nach Mög-
lichkeit „Hilfe aus einer Hand“ anzubie-
ten, bearbeiten die Sachbearbeiterinnen
Grundsicherung auch die so genannten
Mischfälle. Sie sind zuständig, wenn in
einer Familie sowohl Leistungen nach
BSHG wie auch nach GSiG zu gewähren
sind. Eine Ausnahme von dieser Rege-
lung besteht für das Sondersachgebiet
„Hilfe zur Pflege“ nach dem BSHG. Die
Sachbearbeiterin bearbeitet ihre Fälle
weiterhin zuzüglich Grundsicherung.

Technisch wird die Bearbeitung über
das EDV-Programm ok.sozius-Grundsi-
cherung der Anstalt für Kommunale Da-
tenverarbeitung in Bayern (AKDB) abge-
wickelt. Dabei handelt es sich um eine
Datenbank, die von dem in Dorsten ein-
gesetzten Sozialhilfeprogramm der
AKDB ok.sozius-Sozialhilfe getrennt ist.
Daten können jedoch über eine Schnitt-
stelle übertragen werden. In der Praxis
erwies sich die technische Umstellung
jedoch als äußerst problematisch. Für die
Umstellungsarbeiten wurde vorüberge-
hend ein Sozialhilfe-Sachbearbeiter zu-
sätzlich eingesetzt.

Grundsicherung in Dorsten- 
ein Praxisbericht

Was als einfacher Zahlvorgang 

konzipiert war, erweist sich als 

aufwändige Dienstleistung mit 

hohem Beratungsbedarf 

Rita Saalmann ist
Leiterin des Sozialamts
der Stadt Dorsten
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Die Praxis in den Kommunen zeigt: Grundsicherung ist weit mehr als ein Zahlvorgang
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Das Ziel des Gesetzes, Älteren eine ma-
terielle Existenzgrundlage zu geben, ist
nicht erkannt worden. Vielen ist nicht klar,
dass - wie in der Sozialhilfe - eine individu-
elle Bedarfsprüfung erforderlich ist und die
einzelne Rente nicht auf 844 Euro aufge-
stockt wird. Zahlreiche Anträge von Perso-
nen mit sehr hohem Gesamteinkommen
müssen abgelehnt werden (Ablehnungs-
quote bei den bearbeiteten Anträgen rund
70 Prozent).

KOSTENBELASTUNG UNKLAR

Die Ziele des GsiG sind für Bürgerinnen
und Bürger schwer verständlich. In wel-
chem Umfang die Kommunen mit zusätz-
lichen Kosten belastet werden, bleibt ab-
zuwarten. Der Verwaltungsaufwand zur
Überprüfung der Ansprüche ist enorm.
Täglich zeigen sich neue Probleme und
Fallkonstellationen. Neben der Grundsi-
cherung bleibt vielfach Sozialhilfe zu lei-
sten (bisher rund 40 Prozent Mischfälle
aus den übergegangenen Sozialhilfe-Fäl-
len).

Die Bearbeitung dieser Mischfälle setzt
Erfahrung und intensive Kenntnis des So-
zialhilferechts voraus. Die Flut der Anträge
und die Schwierigkeiten in der Bearbei-
tung erfordern zusätzliche personelle
Maßnahmen, die angesichts des nicht ge-
nehmigungsfähigen Haushaltes der Stadt
Dorsten schwierig durchzusetzen sind.

Inhaltliche Verbesserungen des GsiG
sind zu wünschen. So könnte - um unab-
hängig von der Sozialhilfe zu werden - der
Leistungskatalog der Grundsicherung aus-
geweitet werden, um jeden Bedarf der
Zielgruppe abzudecken. Es könnten bei-
spielsweise alle Mehrbedarfs-Tatbestände
des § 23 BSHG aufgenommen werden.

Auch wenn der Gesetzgeber davon aus-
geht, dass Unterhaltsverpflichtungen
kaum bestehen, sollten dennoch Überlei-
tungsmöglichkeiten im Sinne der §§ 90/91
BSHG geschaffen werden. Dies gilt insbe-
sondere für die „sicheren“ vom Sozialhilfe-
träger vereinnahmten Unterhaltsbeträge
für bisherige Sozialhilfebezieher. Der Trä-
ger der Grundsicherung kann diese nicht
mehr einziehen.

Das Kriterium der Dauerhaftigkeit ist bei
befristeten Renten nicht erfüllt. Um in die-
sen Fällen den kostenträchtigen Untersu-
chungsaufwand zu minimieren, sollte die
Fiktion der Dauerhaftigkeit einer vollen Er-
werbsminderung geschaffen werden. ●
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KOSTEN DER GRUNDSICHERUNG

Der Kreis Recklinghausen trägt die mit
der Durchführung des GsiG verbundenen
Kosten. Das sind die zu gewährenden Leis-
tungen und die den Rentenversicherungs-
trägern zu erstattenden Kosten zur Fest-
stellung der dauerhaft vollen Erwerbsmin-
derung. Die mit der Aufgaben-Erledigung
verbundenen Personal- und Sachkosten tra-
gen die kreisangehörigen Städte.

Die über die Kreisumlage (Anteil der
Stadt Dorsten = 12,3 Prozent) zu finanzie-
renden Kosten lassen sich kaum einschät-
zen. Es ist weder die Anzahl der antragsbe-
rechtigten Personen noch die Höhe der ein-
zelnen Leistungen kalkulierbar. Erste Be-
rechnung gingen von Mehrausgaben im
Kreisgebiet von 3,4 Mio Euro aus. Die Leis-
tungen der Grundsicherung werden ge-
trennt von den Leistungen der Sozialhilfe
veranschlagt. Es sind gesonderte Bu-
chungsstellen eingerichtet.

Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen
Bemessung der Grundsicherungsleistun-
gen hat der Kreis Recklinghausen in Zusam-
menarbeit mit den kreisangehörigen Städ-
ten Richtlinien und Weisungen erlassen.
Hier gab es erheblichen Koordinierungsauf-
wand mit der Folge, dass sowohl die Richtli-
nien als auch die EDV erst Ende November

2002 zur Verfügung gestellt werden konn-
ten. Diese Verzögerung führte zu Umstel-
lungs-Schwierigkeiten, so dass zum
01.01.2003 nicht alle Fälle aus der Sozialhil-
fe umgestellt werden konnten, was wieder-
um zusätzlichen Umbuchungsaufwand er-
fordert.

RICHTLINIEN UND EMPFEHLUNGEN

Die Richtlinien und Empfehlungen re-
geln insbesondere die Bereiche „ange-
messene Unterkunftskosten, Bewilli-
gungsverfahren, automatische Umstel-
lung von der Sozialhilfe in die Grundsi-
cherung, Zusammenarbeit mit den Ren-
tenversicherungsträgern“. Die Durch-
führung von Widerspruchsverfahren, so-
fern dem Widerspruch nicht durch die
Stadt abgeholfen wird, sowie die Durch-
führung aller Klageverfahren obliegen
dem Kreis Recklinghausen.

Die Rentenversicherungsträger sind ge-
setzlich verpflichtet, allen Rentnern und
Rentnerinnen, deren monatliche Einkünfte
844 Euro nicht übersteigen, über mögliche
Ansprüche nach dem GsiG zu informieren.
Dieses führt zu Irritationen und einer Flut
von Anfragen und unbegründeten Anträ-
gen. In der Bevölkerung bestehen Ängste,
dass die Rente nicht weitergezahlt wird.

DIE VOB 2002, NEUES BGB-BAUVERTRAGSRECHT
UND VERGABERECHT

Die wichtigsten Vorschriften für Baupraxis und Auftragsvergabe mit Erläuterung
der Neuregelungen,von Leinemann/Maibaum,3. Auflage,Bundesanzeiger Verlag,
2003, 264 S., 18 €, kartoniert, ISBN 3-89817-203-1 

Das am 1. Januar 2002 in Kraft getretene komplett modernisierte Schuldrecht des BGB und die Ende Oktober
2002 veröffentlichte neue VOB 2002 bringen wichtige Änderungen des Bauvertragsrechts mit sich. Auch das
Vergaberecht entwickelt sich weiter. Dieses Buch enthält alle für
die Baubeteiligten wichtigen Rechtsvorschriften zur sicheren
Handhabung des Bauvertrags wie der Auftragsvergabe. Dazu
gehört die VOB 2002, Teile A und B, das neue BGB-Bauvertrags-
recht 2002, die Schiedsgerichtsordnung für das Bauwesen, die
Vergabeverordnung, das Nachprüfungsverfahren nach GWB, die
Baustellenverordnung, die Makler- und Bauträgerverordnung,
die Bauabzugssteuer und das Gesetz über die Sicherung von Bau-
forderungen.Den Vorschriften ist jeweils ein kurzer Einführungs-
und Erläuterungsteil vorangestellt,der alle Neuregelungen dar-
stellt und kommentiert.Rechts, so wie es sich überwiegend in
NRW darstellt.Da die meisten Bundesländer diese „Modernisie-
rung" noch nicht vollzogen haben, werden die Standardregeln
ebenfalls erläutert.
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Der Wecker klingelt.Es ist 06.00 Uhr.Monika
F. macht sich fertig für die Arbeit. Um 06.30
Uhr weckt sie ihre Kinder Sven (4) und Maike

(2). Gegen 07.15 Uhr
bringt sie Maike ge-
meinsam mit Sven zur
Tagesmutter, die - auf
Vermittlung durch die
Stadt Lippstadt und
den Sozialdienst ka-
tholischer Frauen e.V.-

Kinder von allein Erziehenden betreut.
Anschließend bringt sie Sven zum Kinder-
garten. Monika F. geht zur Arbeit. Sie ist seit
einiger Zeit von der Sozialhilfe unabhängig.

Zwei Häuser weiter wird zu fast gleicher
Zeit Ulrike K. durch das Weinen ihres Sohnes
Marvin (1) geweckt. Es ist Zeit, aufzustehen,
damit Dominik (7) pünktlich zur Schule
kommt. Für Frau K. heißt es, zu Hause bei
ihren Kindern zu bleiben. Ulrike K. lebt von
der Sozialhilfe. Ihr Ehemann hat sie vor ei-
nem halben Jahr verlassen und zahlt keinen
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Unterhalt.
Sie spricht bei der Sozialhilfe-Sachbe-

arbeiterin vor und erklärt, dass sie zwar
gern arbeiten möchte, aber mit der der-
zeitigen Alltagsbewältigung überfordert
sei. Sie habe folgende Probleme: Kein Geld
für die Stromnachzahlung; das Konto
überzogen, Dominik habe Schwierigkei-
ten in der Schule, eine Betreuungsmög-
lichkeit für die Kinder fehle, der Ehemann
mache Schwierigkeiten beim Umgangs-
recht mit den Kindern, der Kontakt zu
früheren Bekannten sei abgebrochen und
vieles mehr.

Zwei Beispiele,wie sie täglich vorkommen.
Grund genug für die Stadt Lippstadt - wie
auch für andere Städte und Gemeinden -,
sich intensiver mit den Problemen und 
Lebenslagen von allein Erziehenden ausein-
ander zu setzen und gezielt zu prüfen, wie
die Betreuung und Beratung von allein Er-
ziehenden in der Sozialhilfe effizienter ge-
staltet werden kann, um Sozialhilfebedürf-

tigkeit zu vermeiden oder die Verweildauer
in der Sozialhilfe zu verkürzen.

LÖSUNGSANSATZ

Zum 01.06.2002 wurden - im Einverneh-
men mit dem örtlichen Träger der Sozialhilfe
- neue Organisationsformen und Steue-
rungsmechanismen im Fachbereich Jugend
und Soziales der Stadt Lippstadt eingeführt.
Hierbei wurden die positiven Erfahrungen
mit dem seit 1997 bestehenden Sachgebiet
„Hilfen zur Arbeit“ berücksichtigt. Die bishe-
rige Aufteilung der Sozialhilfefälle (Hilfe zum
Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtun-
gen) auf die Sachbearbeiterinnen und Sach-
bearbeiter nach Buchstabengruppen wurde
im Wesentlichen aufgegeben zugunsten ei-
ner Ausrichtung nach sozialen Zielgruppen.
Es wurden Sachbearbeiterteams mit folgen-
den Schwerpunkten gebildet:

• Hilfen für Arbeit Suchende
• Hilfen für allein Erziehende
• Hilfen für sonstige Personen

Die wesentlichen Gründe und Ziele für die
neue Organisationsform waren:

• Alleinerziehung ist - wie allgemein bekannt
- eine Hauptursache der Sozialhilfebedürf-
tigkeit. Der Anteil der allein erziehenden
Personen mit ihren Kindern an den insge-
samt 1.730 Sozialhilfebeziehern in Lippstadt
beläuft sich auf 42 Prozent.Von besonderer
Bedeutung ist hier,dass rund 70 Prozent al-
ler Kinder und Jugendlichen im Sozialhilfe-
bezug in Haushalten von allein erziehen-
den Sozialhilfebezieherinnen leben.

• Die positiven Erfahrungen mit dem Instru-
ment einer möglichst passgenauen Leis-
tung im Rahmen der Hilfe zur Arbeit - Rück-
gang der Nettosozialhilfe-Ausgaben in
Lippstadt um 26 Prozent seit 1997 - sollen
genutzt werden, um das Dienstleistungs-
angebot auch auf den Personenkreis der al-
lein Erziehenden auszuweiten.

• Lebensqualität und Lebensperspektive der
allein Erziehenden sollen verbessert wer-
den. Gleichzeitig sollen die Nettoausgaben
der Sozialhilfe durch ein erweitertes Dienst-
leistungsangebot mittelfristig gesenkt
werden.

Eine Vielzahl von Städten und Gemeinden
nutzt nicht nur mit großem Erfolg das Instru-
mentarium „Hilfe zur Arbeit“, sondern hat
auch organisatorische Maßnahmen in den

Allein Erziehende 
in der Sozialhilfe

Die Stadt Lippstadt hat die Abwicklung

der Sozialhilfe neu organisiert, um 

allein Erziehende rascher in die 

finanzielle Unabhängigkeit zu führen

Wolfgang Schwade ist
Bürgermeister in 
Lippstadt,
Wolfgang Roßbach ist
dort Fachbereichsleiter
für Jugend und Soziales
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Für alte Menschen, die sich scheuen, Sozialhilfe in
Anspruch zu nehmen, ist die Grundsicherung 
eine Hilfe - für die Kommunen eine weitere 
Aufgabe ohne Kompensation
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summierten sich die Ausgaben für die Ge-
samtdauer des Leistungsbezuges auf
durchschnittlich 27.400 Euro netto je Fall.

Des Weiteren stellte sich für ein zielge-
richtetes und bedarfsgerechtes Hilfean-
gebot - und damit für ein eigenständiges
Sachgebiet für allein Erziehende - die Fra-
ge, welche Abgrenzungskriterien gegen-
über anderen Personenkreisen in der So-
zialhilfe (Arbeitslose, Rentner u. a. ) zu-
grunde zu legen sind. Hierzu wurde im
Wesentlichen auf die Formulierung in § 23
Abs. 2 BSHG zurückgegriffen:„Allein Erzie-
hende im Sinne des Bundessozialhilfe-
gesetzes sind Personen, die für die Pflege,
Erziehung und sonstige Betreuung von
Kindern allein verantwortlich sind.“

Eine weitere Differenzierung zeigte die
Familienstruktur dieser Zielgruppe: 82
Prozent getrennt lebende oder geschiede-
ne Personen, neun Prozent Personen im
Erziehungsurlaub und neun Prozent ju-
gendliche Mütter. Auch diese verschiede-
nen Strukturen sind maßgebend für die
Erarbeitung eines passenden Angebotes,
beispielsweise wegen der in diesen Grup-
pen unterschiedlich bestehenden Ver-
mittlungs-Hemmnisse. So stellt sich zum
Beispiel für jugendliche Mütter ganz be-
sonders die Frage nach der Betreuung des
Kindes während der Schul- oder Berufs-
ausbildung.

REDUZIERUNG DER FALLZAHL 

Aufgrund der Analysen standen zwei
Punkte bei den Umsetzungs-Maßnahmen
im Vordergrund:

• Personelle Verstärkung des neu gebilde-
ten Teams „Allein Erziehende“ zur Sen-
kung der Fallzahlen pro Sachbearbeiter

• Intensivierung der Beratung als dem zen-
tralen Steuerungsinstrument der Einzel-
fallhilfe

Das Arbeitsteam für allein Erziehende be-
steht seit dem 01. 06. 2002 aus Sachbear-
beiterinnen und Sachbearbeitern mit 75 bis
80 Leistungsfällen (laufende ADV-Fälle). Die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter befinden
sich zurzeit teilweise in Ausbildung als so
genannte Fallmanager (ein Jahr). Die Ver-
ringerung der Fallzahl pro Sachbearbeiter -
und damit die personelle Verstärkung - be-
deutet jedoch nicht, dass die Stellenanteile
im Stellenplan erhöht wurden. Vielmehr
wurden Aufgabenzuordnungen verändert -
auch auf der Leitungsebene. Die gesamte
Neuorganisation des Fachdienstes Sozial-
hilfe erfolgte in enger Absprache mit den
beteiligten Sachbearbeiterinnen und Sach-
bearbeitern.

Die häufig erhobene Kritik einer „Schmal-
spur-Sachbearbeitung“ nur für einen be-
stimmten Personenkreis wird dadurch wi-
derlegt, dass bei der heterogenen Personen-
gruppe der allein Erziehenden die Problem-
lagen,Lebenssituationen und Vermittlungs-
Hemmnisse besonders vielschichtig sind
und dadurch hohe Anforderungen an Qua-
lität und Flexibilität der Sachbearbeiterin-
nen und Sachbearbeiter stellen.

Der zweite Aspekt, die Beratung, ist die
zentrale Aufgabe in der Sachbearbeitung.
Bestandteile des Beratungsprozesses sind
Auskünfte, Anspruchsprüfung, Beratung,
Diagnose, Zielvereinbarung, kontinuierli-
ches Beobachten und Controlling des Ein-
zelverlaufs. Grundgedanke der Umsetzung
ist hier „Weg vom reinen Zahlgeschäft, hin
zu mehr qualifizierter Beratung“ mit dem
Ziel der Vermeidung von Sozialhilfe-Bedürf-
tigkeit oder dem Ausstieg aus der Sozialhil-
fe, orientiert am Subsidiaritätsprinzip.

ERFASSUNG DER PROBLEMLAGEN

Innerhalb des Beratungsprozesses hat
die Erfassung und Analyse der häufig
komplexen Problemlagen von allein Er-
ziehenden eine zentrale Bedeutung, um
eine passgenaue Zielvereinbarung ent-
wickeln zu können. Die wesentlichen Pro-
blemlagen sind fehlender Unterhalt vom
Unterhaltsverpflichteten, kein Schulab-
schluss, mangelnde Berufsausbildung,

Sozialämtern durchgeführt, um das Dienst-
leistungsangebot in der Sozialhilfe zu ver-
bessern - beispielsweise die sozialräumliche
Orientierung. Einen „Königsweg“ für die Or-
ganisation in der Sachbearbeitung wird es
nicht geben, da die Größenordnung der So-
zialämter und die sozialen wie personellen
Strukturen in den Städten und Gemeinden
allzu unterschiedlich sind.

ANALYSE DES PERSONENKREISES

Zu Beginn der Überlegungen, das Bera-
tungs- und Betreuungsangebot für allein
Erziehende zu verbessern, stellte sich die
Frage, welche Bedeutung dieser Perso-
nenkreis vom Aufgaben- wie vom Finanz-
volumen der Sozialhilfe in Lippstadt hat.
Hierzu wurden detaillierte Analysen zu
den Hauptursachen der Sozialhilfe, der
Personenstruktur, den Haushaltsgrößen,
den einzelnen Altersstufen der Kinder in
den Haushalten und den Ausgaben je Fall
- differenziert für den Personenkreis der
Arbeitslosen, der Rentner, der allein Erzie-
henden mit Kindern unter drei Jahren und
über drei Jahren, den Behinderten im
betreuten Wohnen u. a. durchge-
führt . Die Ergebnisse bewiesen nach-
drücklich die zentrale Bedeutung des
Personenkreises in der Sozialhilfe und
gleichzeitig die finanzwirtschaftliche
Relevanz.

So waren für diese Zielgruppe die
Fallkosten im Vergleich zu den anderen
Personen am höchsten. Die Verweildauer
bei allein Erziehenden mit Kindern über
drei Jahren betrug rund 4,2 Jahre. Somit

Vier von zehn 
Sozialhilfe-Empfän-
gern in Lippstadt
sind allein Erziehende
und deren Kinder

�
SOZIALHILFE-EMPFÄNGER IN LIPPSTADT
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Allein Erziehende 
723 Personen
(267 Erwachsene 
mit 456 Kindern)  

Arbeitslose 566 Personen

Alte, Kranke,
Behinderte
441 Personen

Gesamt:
1.730 Personen
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fehlende Kinderbetreuung, Überschul-
dung, Probleme mit dem Kindesvater we-
gen der elterlichen Sorge und des Um-
gangsrechts, Existenzängste, beengte
oder schlechte Wohnverhältnisse,Suchtpro-
bleme, fehlende Finanzmittel für die Freizeit-
gestaltung, Probleme bei Erziehungsfragen
mit der Schule, mit dem Kindergarten, feh-
lende angepasste Arbeitszeiten und vieles
mehr.

Die Vielschichtigkeit der Problemlagen al-
lein Erziehender in der Sozialhilfe, die sich
häufig gebündelt in einer Familie zeigen,
macht die Tragweite deutlich, die dem ge-
samten Beratungsprozess zukommt. Dieser
Beratungsprozess geht nach den ersten Er-
fahrungen über die bisherige Beratung, die
im Wesentlichen Auskunft und Information
war,weit hinaus.

Als Grundlage für den Ausstieg aus der So-
zialhilfe ist häufig zunächst eine stabile Fa-
miliensituation anzustreben. Daneben sind
die Erziehung und die schulische Entwicklung
der Kinder vorrangig zu berücksichtigen. Die
allein Erziehende - so ist zunehmend in der
Sachbearbeitung festzustellen - muss ge-
stärkt, selbstbewusst und mit positiver Ein-
stellung in den Arbeitsmarkt vermittelt wer-
den.

Der Ausstieg, etwa durch Arbeitsaufnah-
me, muss durch zeitlich nachgehende Bera-
tungs- und Betreuungsleistung begleitet
werden. Rückkehr in die Sozialhilfe kann da-
mit vermieden werden. Bei der Lösung der
häufig vielschichtigen Problemlagen ist fest-

zustellen, dass im Stadtgebiet bereits eine
Vielzahl von Angeboten und Dienstleistern,
insbesondere bei den freien Wohlfahrtsver-
bänden und in der Verknüpfung von Jugend-
hilfe und Schule, vorhanden ist.

Die Institutionen sind vorhanden, man
muss sie nur - wie eine Sachbearbeiterin rich-
tig feststellte - für die zielgerichtete Beratung
und damit für den Ausstieg bündeln und nut-
zen. Ausschlaggebend ist in diesem Zusam-
menhang die richtige Kombination der mate-
riellen Hilfe und der maßgeschneiderten Be-
ratung. Nur so werden die Hilfe-Empfänge-
rinnen befähigt, Familie und Arbeitswelt zu
verbinden.

EINSPARPOTENZIALE 

Im Gesamtpaket der Sozialhilfe der
Stadt Lippstadt belaufen sich die Perso-

nalkosten auf rund 13 Prozent und die
Transferleistungen auf rund 87 Prozent. Da-
her kann sich das Hauptinteresse im We-
sentlichen nur auf die Verringerung der
Transferausgaben beziehen. Diesen Aspekt
hat Manfred Uedelhoven unter Hinweis auf
die Vergleichsringe der Bertelsmann Stif-
tung bereits überzeugend dargestellt (vgl.
STÄDTE- UND GEMEINDERAT 6/98,S. 136 ff.).

Der Fachbereich in Lippstadt hat sich da-
her zum Ziel gesetzt, mit der Einrichtung
des Arbeitsteams für allein Erziehende in-
nerhalb von drei Jahren einen Betrag von
300.000 Euro an Sozialhilfeleistungen net-
to einzusparen.Viele kleine Schritte und ein
„langer Atem“ der Sachbearbeiter und
Sachbearbeiterinnen sind dafür sicherlich
nötig.

Ein kleines Beispiel, wie das Ziel erreicht
werden kann, ist die enge Zusammenarbeit
mit der Jugendhilfe- etwa im Zusammen-
hang mit Stellenbesetzungen in Betreu-
ungsgruppen für Kinder und Jugendliche.
Hier besteht die Möglichkeit, allein Erzie-
hende entweder als Fachkräfte - soweit die
Voraussetzungen gegeben sind - oder als Er-
gänzungskräfte einzusetzen (Schaffung von
Arbeitsplätzen und gleichzeitig Ausbau des
Betreuungsangebotes).Vergleichbare finan-
zielle Erfolge wie bei der Einführung der „Hil-
fe zur Arbeit“ werden angesichts der unter-
schiedlichen Personengruppen und auch
der teilweise anderen Zielsetzung (Stabili-
sierung der Familie) jedoch nicht zu erzie-
len sein. ●

Die ersten sechs Monate mit der neuen Organi-
sationsform der Sozialhilfe-Bearbeitung für al-
lein Erziehende machen deutlich, dass perso-
nenbezogene Dienstleistungen bei veränder-
ten Rahmenbedingungen für die Sachbearbei-
tung ein wichtiger Schritt sein können, die Ver-
weildauer der allein Erziehenden in der Sozial-
hilfe zu verkürzen sowie die Fallkosten kurz-
und mittelfristig zu senken. Gleichzeitig wird
hiermit ein Beitrag zur Verbesserung der Le-
benssituation der allein Erziehenden und - mit
Blick auf die Zukunft - besonders für deren Kin-
der geleistet.
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N FORDERUNGEN DES DEUTSCHEN STÄDTE- UND GEMEINDEBUNDES ZUR

NEUGESTALTUNG DER SOZIALSYSTEME

1.Das Sozialhilferecht muss reformiert werden.Dazu gehört der Grundsatz,zielgenau zu
helfen und gleichzeitig Anreize zu Eigeninitiativen zu schaffen nach dem Prinzip 
„Fördern und Fordern“.

2.Das Nachrangigkeitsprinzip in der Sozialhilfe muss wieder hergestellt werden.

3.Sozialhilfeleistungen sind zu entbürokratisieren und zur Stärkung der Eigenverant-
wortung der Hilfeempfänger in einer Pauschale zusammenzufassen.

4. Der Familienleistungsausgleich muss so gestaltet werden, dass Kinder nicht in die 
Sozialhilfe fallen.

5.Sozialhilfeempfänger sind ausnahmslos in die Versicherungspflicht der gesetzlichen
Krankenversicherung einzubeziehen.

6.Die Eingliederungshilfe für Behinderte ist in einem eigenen Leistungsgesetz des Bun-
des für die Beratung, Betreuung und Versorgung von Menschen mit Behinderungen
zu überführen.

7.Zur Entlastung der Rentenversicherung muss im Hinblick auf die demografische Ent-
wicklung u.a.die tatsächliche Lebensarbeitszeit verlängert werden.

8.Bei der Reform des Gesundheitswesens ist der Wettbewerb, z.B.durch Wahlmöglich-
keiten, zwischen den Krankenkassen zu stärken.

9.Auch den Patienten muss deutlich gemacht werden, welche Gesundheitskosten sie
verursachen.Das Gesundheitswesen muss transparenter werden.

10.Eine stärkere Differenzierung der gesundheitlichen Leistungen und eine Eigenbe-
teiligung der Betroffenen sind unverzichtbar.
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gendhilfe zu erstellen. Für alle kreisfreien
Städte und für die Kreise enthielt diese Ex-
pertise örtliche Bevölkerungsprognosen
und erste fachliche Einschätzungen zur Ent-
wicklung der Arbeitsfelder der Jugendhilfe
bis zum Jahr 2010.

Danach wird es deutliche Veränderun-
gen der Altersstruktur innerhalb der Grup-
pe der Minderjährigen und jungen Erwach-
senen geben. Die verbreitete Meinung, die
Zahl junger Menschen nehme in den kom-
menden Jahren drastisch ab, wurde wider-
legt. Für die Jugendhilfe stellte sich die Si-
tuation bis 2010 so dar, dass innerhalb die-
ses Zeitraums die Zahl der jüngeren Kinder
bis zehn Jahre (ab 2004) erheblich sinken
wird, sich demgegenüber die Zahl der älte-
ren Kinder, Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen in nahezu gleichem Ausmaß er-
höhen wird. Es wird also eine Verschiebung
in der Altersstruktur stattfinden, nicht ein
zahlenmäßiger Rückgang insgesamt.

Zwischen den Arbeitsfeldern Kinderta-
gesbetreuung, Jugendarbeit und Hilfen zur
Erziehung verschiebt sich damit auch der
quantitative Bedarf an Leistungsangebo-
ten. Eines wurde deutlich: Wenn nicht die
Jugendhilfe selbst Strategien und Konzepte

entwickelt,wenn sie nicht selbst beschreibt,
mit welchem Bedarf sie in den kommenden
zehn Jahren konfrontiert sein wird und wel-
che Ressourcen sie zu welchem Zeitpunkt
benötigt, werden andere Akteure ihr die
Ressourcen zuweisen.

MODELLPROJEKT ZUKUNFT-SZENARIEN

Vom Landschaftsverband wurde deshalb
ein Modellprojekt entwickelt mit dem Ziel,
gemeinsam mit Jugendämtern in Westfa-
len-Lippe exemplarische Zukunft-Szenarien
für die Kinder- und Jugendhilfe zu ent-
wickeln. Im März 2001 wurde die wissen-
schaftliche Begleitung des Projektes an das
Institut für soziale Arbeit e.V. (ISA) in Mün-
ster vergeben.

Der gemeinsame Auftrag des Landesju-
gendhilfe-Ausschusses an die vier Kommu-
nen,das ISA und das LWL-Landesjugendamt
lautete, in vier Jugendamtsbereichen mit
unterschiedlicher Größe, Struktur und Be-
völkerungsentwicklung Planungsverfahren
und Szenarien zu entwickeln, die ausge-
hend von örtlichen Bevölkerungsprognosen
Konzepte und Strategien einer offensiven
Jugendhilfe beschreiben. Die Erkenntnisse
sollten den Trägern der Jugendhilfe in West-
falen-Lippe zeitnah zur Verfügung gestellt
werden.

Im ersten Projektjahr wurden in den
Städten und Kreisen örtliche Planungskon-
zeptionen entwickelt, die aufzeigten, wie
für einzelne Stadt- oder Kreisgebiete Pro-
gnosen erarbeitet werden konnten. Die Ju-
gendhilfe-Ausschüsse erteilten lokalen Pla-
nungsgruppen (Fachkräfte aus allen Ju-
gendhilfefeldern, Vertreter/innen aus Ge-
meinden und Bezirksvertretungen, Schulen
und Polizeiinspektionen) folgenden Auf-
trag:
•den Planungsraum qualitativ beschreiben
(Wohnungs- und Verkehrssituation, sozia-

Lange ist bekannt, dass der demografische
Wandel in Deutschland zu einer immer
deutlicheren Überalterung der Bevölkerung

führen wird. Während
die Auswirkungen auf
die Sozialsysteme mit
Blick auf Seniorinnen
und Senioren zuneh-
mend thematisiert wer-

den, steht eine Auseinandersetzung mit
den Konsequenzen des demografischen
Wandels für die jüngere Generation und die
Jugendhilfe noch aus.

Aus diesem Grund beauftragte das LWL-
Landesjugendamt bereits im Mai 2000 die
Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestati-
stik an der Universität Dortmund, eine Ex-
pertise zu den Konsequenzen des demogra-
fischen Wandels für die Kinder- und Ju-

Jugendämter entwickeln
Zukunftstrategien für 2010

Die Folgen des demografischen 

Wandels für Kinder- und Jugendhilfe

hat der Landschaftsverband 

Westfalen-Lippe mittels einer Studie

untersuchen und auf dieser Grundlage

Zukunft-Szenarien entwickeln lassen

Mareile Kalscheuer ist
Referentin im LWL-
Landesjugendamt
in Münster
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Demografischer Wandel mit Folgen: Bis 2010 wird
die Zahl der Kinder bis zehn Jahre abnehmen,
während die Zahl der älteren Kinder,
Jugendlichen und jungen Erwachsen steigt
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le Infrastruktur, kommerzielle Freizeitan-
gebote, Bildung, Ausbildungs- und Ar-
beitsplatzangebot, soziale Dienste etc.),

•die kleinräumigen Prognosen zur Bevölke-
rungsentwicklung analysieren und bewer-
ten,

• eine Stärken- und Schwächenanalyse der
lokalen Jugendhilfe vornehmen,

• längerfristige fachliche Strategien ent-
wickeln,

• Folgerungen oder Handlungsempfehlun-
gen für den Jugendhilfe-Ausschuss doku-
mentieren.

Im zweiten Halbjahr 2002 starteten die
ersten lokalen Planungsgruppen. Im
„Schneeballsystem“ werden bis 2004 in al-
len Stadt- oder Kreisgebieten solche Ar-
beitsgruppen gebildet. Zum Ende des Pro-
jektes sollen Empfehlungen für den gesam-
ten Jugendamtsbereich vorliegen. Jede
Gruppe tagt für einen festgelegten Zeit-
raum (4 bis 6 Sitzungen).

STRUKTURDATEN GESAMMELT

Arbeitsgrundlage für die örtlichen Fach-
diskurse ist ein Datenkonzept. Jeweils für
die Gesamtkommune und für die Stadt-
oder Kreisgebiete werden Bevölkerungs-
strukturdaten, Sozialstrukturdaten, Infra-
strukturdaten, Leistungs- und Interventi-
onsdaten sowie Kostendaten durch die Pla-
nungsfachkräfte des Jugendamtes und sta-
tistischen Ämter zusammengestellt. Neben
der jährlichen Darstellung dieser IST-Situa-

tion geht es zusätzlich darum, Zukunft-
Szenarien zu entwickeln.

Um diese Diskussionen zu initiieren,wer-
den zusätzlich „Status Quo-Prognosen“ mit
Blick auf das Jahr 2010 erarbeitet. Für ein-
zelne Felder der Jugendhilfe werden mögli-
che Entwicklungen prognostiziert. In den lo-
kalen Planungsgruppen wird dieses Daten-
material bewertet. Es werden alternative
Szenarien entwickelt und Handlungsemp-
fehlungen erarbeitet.

Im Frühjahr/Sommer 2003 werden die
ersten Ergebnisse dieser fachlichen Diskur-
se in den Jugendhilfe-Ausschüssen beraten.
Über die Beteiligten auf den verschiedenen
Ebenen (Fachkräfte im Stadtteil, Schulen,
Polizei, Arbeitsgemeinschaften gemäß § 78
KJHG, Bezirksvertretungen bzw. Sozial- und
Jugendausschüsse in den Gemeinden,
JHA´s, Rat/Kreistag), die sich mit den Szen-
arien beschäftigen sollen, werden so Dis-
kussionsprozesse über das jeweils Gewoll-
te, Erforderliche und Machbare - sprich: Fi-
nanzierbare - in Gang gesetzt.

Neu ist dabei die längerfristige, sozial-
räumliche Perspektive der Planung. Ziel ist
eine Gesamtkonzeption der kommunalen
Kinder- und Jugendhilfe in der Stadt oder im
Kreis. Ausführlich ist das Vorgehen im Pro-
jekt im ersten Zwischenbericht beschrieben
(Siehe Kasten „Zur Sache“).

ZUKUNFTSFRAGEN FÜR DIE JUGENDHILFE

Die Diskussionen der ersten lokalen Pla-
nungsgruppen erbrachten einige bemer-
kenswerte Ergebnisse. So stand die Ent-
wicklung geeigneter Konzepte und Zugän-
ge zu unterschiedlichen Migrantengruppen
auf dem gemeinsamen Handlungspro-
gramm von Jugendhilfe-Einrichtungen,
Schulen und Polizei. Zuwanderung als fach-
liche Herausforderung für die Kinder- und
Jugendhilfe war das übergreifende Thema.

Als Anforderung an die weitere Planung
ergab sich unter anderem die Einbeziehung
der örtlichen Migranten-Organisationen
sowie die Qualifizierung der Datengrundla-
ge - insbesondere für die Gruppe junger
Spätaussiedler. Die zentralen Fragen, die im
weiteren Projekt zu beantworten sind, rich-
ten sich aber nicht nur an die Jugendhilfe.
Eine Vermeidung von Ghettobildung durch
gezielte Stadtentwicklungspolitik sollte
nach Einschätzung der lokalen Arbeitsgrup-
pen über den Jugendhilfe-Ausschuss initi-
iert werden.

Bis zum Jahr 2010 wird die Altersgruppe

der Jugendlichen (14- bis unter 18-Jährige)
noch ansteigen. Damit sind die öffentlichen
Jugendhilfeträger voraussichtlich auch mit
einer Zunahme der stationären Erziehungs-
hilfen gemäß § 34 bzw. § 35 a i.V.m. § 34 SGB
VIII konfrontiert, sofern der Anteil unterge-

brachter Jugendlicher an den gleichaltrigen
Jugendlichen im jeweiligen Stadt- oder
Kreisgebiet gleich bleibt. Zu erwartende
Fall- und Kostensteigerungen im Bereich
der Hilfen zur Erziehung und mögliche Stra-
tegien zur Kostenbegrenzung waren des-
halb das zweite übergreifende Thema.

Neben Einschätzungen zur Bedarfsge-
rechtigkeit der Hilfen zur Erziehung (Nach-
frage und Angebot im Stadtbezirk, Flexibi-
lität der Leistungsanbieter, Verfahrensqua-
lität in der Hilfeplanung, Finanzierungsfor-
men und Vertragsgestaltung mit den Leis-
tungsanbietern, Personalausstattung beim
öffentlichen Träger) wurden auch Qua-
litätsanforderungen an die Kindertagesein-
richtungen, die Familienförderung und -be-
ratung sowie die Jugendsozialarbeit als
niedrigschwellige Unterstützungsnetze 
benannt.

Im Zuge der mittelfristigen demografi-
schen Entwicklung wurde für die Alters-
gruppe der Kindergartenkinder deutlich,
dass es in den kommenden Jahren noch Ka-
pazitätsengpässe in Neubaugebieten mit
erhöhter Zuwanderung geben wird, diese
aber durch Überbrückungsmaßnahmen be-
hoben werden müssen. Die Fachkräfte for-
mulierten einen umfassenderen Planungs-
auftrag gerade für Neubaugebiete, der alle
Bereiche der Kinder- und Jugendhilfe um-
fassen muss.

Wichtige Hinweise zur Kindertagesstät-
ten-Bedarfsplanung ergaben sich hier durch
die retrospektive Analyse der Wanderungsbe-
wegungen zwischen einzelnen Planungsräu-
men. Thematisiert wurde auch das künftige
Profil der Tageseinrichtungen für Kinder. Von
Seiten der Fachkräfte wurden die unzurei-
chenden Rahmenbedingungen für erfolgrei-

Das LWL-Landesjugendamt führt gemeinsam

mit dem Institut für Soziale Arbeit e.V. Münster,

den Städten Bielefeld und Kamen und den Krei-

sen Lippe und Coesfeld ein Modellprojekt „Ju-

gendhilfestrategien 2010“ durch (Laufzeit

10/2001 bis 09/2004).Ein erster Zwischenbericht

wurde im Januar 2002 veröffentlicht (www.lja-

wl.de).

Ein erster Zwischenbericht des Modellprojekts
„Jugendhilfestrategien 2010“ wurde im Januar
2002 veröffentlicht
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die Situation behinderter Kinder mit Blick
auf die integrative Erziehung in Tagesein-
richtungen und der zu erwartende hohen
Nachfragedruck auf die integrativen 
Grundschulen.

Kooperation von Jugendhilfe und Schule
in der Planung der Schulkinderbetreuung
und in der Zusammenarbeit bei Krisen und
Konflikten im Einzelfall ist eine drängende
Zukunftsaufgabe. Angesichts der Planun-
gen des Landes NRW zur Einrichtung offe-
ner Ganztagsschulen ergaben sich erst ein-
mal massive Unsicherheiten. Bis zum Jahr
2010 zeichnet sich zwar ein kontinuierli-
chen Rückgang ab, in der Analyse der beste-
henden Versorgungssituation zeigte sich
aber, dass die bestehenden Angebote von
Jugendhilfe und Schule quantitativ und
teils auch qualitativ unzureichend sind.

Es besteht derzeit ein Mangel in der
Abstimmung von Jugendhilfe- und Schul-
entwicklungsplanung. Schulische Betreu-
ungsangebote wurden in der Vergangen-
heit in der Regel eher dort angeboten, wo
Schulleitungen oder Elternschaft diese
Entwicklung bewusst forcierten, Jugend-
hilfe-Angebote hingegen eher in sozial
belasteten Stadtgebieten. Die Kooperati-
on zwischen Jugendhilfe und Schule im
Einzelfall wird als sehr personenabhän-
gig, strukturell aber kaum verankert be-
schrieben.

Blickt man auf die potenzielle Zielgruppe
der Kinder- und Jugendarbeit (Sechs- bis un-

ter 27-Jährige), so werden sich auch hier je
nach Gemeinde und Stadtbezirk in unter-
schiedlicher Ausprägung deutliche Ver-
schiebungen ergeben. Während die jünge-
ren Altersgruppen eher abnehmen, nimmt
die Zahl der Jugendlichen in der Altersgrup-
pe der 14- bis 18-Jährigen zu. In der retro-
spektiven Betrachtung der Wanderungsbe-
wegungen ergab sich an einem Modell-
standort eine überraschend hohe Fluktuati-
on innerhalb der Stadt.

Während aber in der Planung der Ta-
geseinrichtungen, der Schulen und der Hil-
fen zur Erziehung diese Daten zur quantita-
tiven Entwicklung der Altersgruppen un-
mittelbar planungsrelevant sind, sind es in
der Planung der offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit andere Faktoren, die das Ar-
beitsfeld künftig bestimmen müssen. Ent-
scheidend sind erst einmal kommunalpoli-
tische Zielsetzung und Ressourcen,Konzept
und gemeinsames Leitbild, Inanspruchnah-
me und Zielgruppen.

Für die Jugendarbeit ergaben sich gerade
aus den erstmals erfassten Daten zur Wan-
derung wichtige und neue Fragen (Orien-
tierungsfunktion in einem neuen Umfeld,
Zugänge zu den unterschiedlichen Gruppen
junger Menschen aus anderen Kulturkrei-
sen). Auch die Verteilung der Personalstel-
len im Vergleich der Planungsräume warf
kritische Fragen nach den Kriterien früherer
Standort-Entscheidungen auf. ●

che Bildungsprozesse bei gleichzeitig überzo-
genen externen Erwartungen thematisiert.

Elternberatung, gezielte Förderung ein-
zelner Kinder und die erforderliche Koope-
ration mit Grundschulen,sozialen Diensten,
Kinderärzten und Therapeuten bleiben all-
zu oft auf der Strecke. Wichtige Chancen
werden vergeben, zumal in der Regel alter-
native Unterstützungsangebote für Kinder
unter sechs Jahren und deren Eltern kaum
entwickelt sind. Angesprochen wurde auch

Nach einem Projektjahr haben sich einige An-

nahmen bestätigt:

• Die Jugendhilfe steht mit dem Rücken zur

Wand, wenn sie nicht den demografischen

Wandel aufgreift und eigene Strategien ent-

wickelt.

• Die demografische Entwicklung verläuft in ein-

zelnen Stadt-oder Kreisgebieten sehr unter-

schiedlich.Fachkräfte der Jugendhilfe sind wohl

in der Lage, auch unter schwierigen Haushalts-

bedingungen über künftige Strategien nachzu-

denken. Dafür benötigen sie aber professionel-

le Unterstützung durch Jugendamt und statisti-

sche Ämter.

• Strategien können nur entstehen, wenn Ar-

beitsfeld-übergreifend und Träger-übergrei-

fend Stärken und Schwächen der Jugendhilfe

thematisiert werden.

BÜRGERMEISTER PACKT AN

Als Mann für außergewöhnliche Lebenslagen präsen-

tierte sich Friedhelm Spieker (Foto li.),Bürgermei-

ster von Brakel und Präsidiumsmitglied beim Städte- und

Gemeindebund NRW, während des Feuerwehrfestes in

seiner Stadt. Gemeinsam mit Bezirksbrandmeister Rein-

hard Fehr (rechts) griff Spieker zur Axt und machte zum

Takt des bekannten Musikstückes „Tiroler Holzhacker-

buam“ aus einem Baumstamm  Kleinholz (Foto).

WOHNRAUMFÖRDERUNGSRECHT

Die aktuellen Texte mit einer Einführung, von Prof. Dr. Wilhelm Söfker, Verlag C.
H. Beck, 2002, IX, 339 S., kartoniert, 24 €, ISBN 3-406-49504-4

Am 1.Januar 2002 ist das Gesetz zur Reform des Wohnungsbaurechts in seinen wesentlichen Teilen in Kraft
getreten. Das mit ihm geschaffene neue Gesetz zur sozialen Wohnraumförderung, das Wohnraumförde-
rungsgesetz,hat das bisherige Wohnungsbaurecht des Bundes
ersetzt. Es ist Grundlage für die soziale Wohnraumförderung,
die an die Stelle des bisherigen sozialen Wohnungsbaus getre-
ten ist. Dem liegt eine grundlegende Reform der bisherigen
förderrechtlichen Regelungen mit einer Neuausrichtung der
Förderung unter Fortentwicklung des bisherigen sozialen Woh-
nungsbaus zur sozialen Wohnraumförderung zugrunde. Die
Textausgabe dokumentiert diese neue Rechtsentwicklung.Eine
Einführung von Prof.Söfker macht den Leser umfassend und ver-
ständlich mit den praxisrelevanten Neuerungen auf diesem Ge-
biet vertraut. Der Band wendet sich an Rechtsanwälte, Woh-
nungsbau-Unternehmer und an die öffentliche Verwaltung.

B
U

C
H

T
I

P
P

Fo
to

:D
er

 Fe
ue

rw
eh

rm
an

n 
H

ef
t1

-2
/2

00
3

F
A

Z
I

T



G E S C H I C H T E

STÄDTE- UND GEMEINDERAT 03/2003 23

Der Rausschmiss verlief gesittet, aber es
war ein Rausschmiss: Noch für zwei Mona-
te, ließ der preussische Rentmeister die
Chorherren wissen,könnten sie in ihrem alt-
vertrauten Kloster wohnen bleiben. Dann
müssten sie allerdings die Räume freige-
ben. Es stehe jedem frei - oder besser: jeder
müsse selbst dafür Sorge tragen -,eine neue
Bleibe zu finden.

Anfang des 19. Jahrhunderts, im Strudel
der napoleonischen Umwälzungen, geriet
auch das Staatsgebilde des alten Heiligen
Römischen Reiches Deutscher Nation aus
den Fugen. Der bunte Flickenteppich aus
Freien Reichsstädten, Reichsritterschaften,
Klöstern und Fürstbistümern galt zuneh-
mend als Modernisierungs-Hindernis. Be-
sonders die Flächenstaaten wie Preussen,

Württemberg oder Bayern hatten ein Auge
auf die kleinen Herrschaften geworfen.
Suchten sie doch einen Ausgleich für Län-
dereien links des Rheins, die Napoleon be-
reits 1797 annektiert hatte.

Am 25. Februar 1803 schlug die Stunde
für dutzende geistliche Herrschaften und
viele hundert Klöster in Deutschland. Eine
Abordnung des Reichstages schrieb deren
Aufhebung im so genannten Reichsdeputa-
tionshauptschluss fest - ein Begriff, der in
die Geschichtsbücher eingegangen ist.
Während Bischöfe lediglich ihre weltliche
Macht - sprich: politische Herrschaft über
ein Territorium - verloren, wurden die Klö-
ster rundweg enteignet. Freilich zog sich
dieser Prozess über mehrere Jahrzehnte hin.
Klöster, die sich in der Krankenpflege oder
Armenfürsorge engagierten, hatten gute
Chancen, weiter bestehen zu können.

BEQUEME GELDQUELLE

Bei dieser gigantischen Vermögens-Um-
verteilung diente Frankreich als unmittel-
bares Vorbild. Dort hatten die Revolutionä-
re bereits 1789, drei Monate nach dem
Sturm auf die Bastille, die Kirchengüter ver-
staatlicht, um ihre Kassen aufzufüllen. Frei-
lich war die Aufhebung von Klöstern auch in
den Jahrhunderten davor ein probates Mit-

tel gewesen, sich frisches Geld zu verschaf-
fen - besonders intensiv in der Reformation
des 16. Jahrhunderts.

Die neuen Eigentümer der Klöster wollten
größtmöglichen Gewinn aus den oft weitläu-
figen und gut ausgestatteten Anlagen zie-
hen. Der ökonomische Instinkt machte auch
vor Kirche und Betsaal, Versammlungsraum
und Kreuzgang nicht halt. Wie sich solche
Umbauten ausgewirkt haben, lässt sich ein-
drucksvoll am Kloster Dalheim, heute zur
Stadt Lichtenau bei Paderborn gehörig, stu-
dieren. Um 1450 war die Anlage von Augusti-
ner-Chorherren gegründet worden - auf dem
Gelände eines älteren Frauenklosters aus
dem Mittelalter. Um die Mitte des 18. Jahr-
hundert errreichte das Kloster, das rund 275
Hektar Land selbst bewirtschaftete und aus
gut 5.000 Hektar Pacht bezog, seine wirt-
schaftliche Blüte.

Der preussische Domänenverwalter er-
kannte die Effizienz der Dalheimer Wirtschaft,
sah jedoch noch Potenzial für Gewinnsteige-
rung. So wurde der Kapitelsaal, vormals ein
reich ausgestatteter Versammlungraum der
Ordensbrüder,zum Kuhstall umgebaut.In die
spätgotische Kirche zogen ebenfalls Tiere ein.
Um die Fütterung zu erleichtern, wurde ein
Zwischenboden als Heulager eingebaut.
Manche Seitenaltäre, Beichtstühle und Heili-
genstatuen überdauerten in benachbarten

Mönche und Nonnen plötzlich
obdachlos

Mit einem dezentralen Geschichts-

projekt erinnern der Landschafts-

verband Westfalen-Lippe und die

NRW-Stiftung Naturschutz, Heimat-

und Kulturpflege an die Säkularisation

und die Aufhebung von Klöstern in

Westfalen vor 200 Jahren
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Kloster Dalheim bei Paderborn - eines von rund 170 Klöstern,
die im Jahr 1803 in Westfalen aufgehoben wurden

Hat die Ausdünstungen der Kühe überdauert:
Bemalung der Kreuzgang-Gewölbe im Kloster
Dalheim
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UNTERSCHIEDLICHE SCHICKSALE

Von den rund 180 Klöstern und Stiften in
Westfalen um 1800 bestanden im Jahre
1834 nur noch zehn. In der Regel erhielten
die Ordensleute eine schmale Pension vom
preussischen Staat, gestaffelt nach dem
vormaligen Status im Kloster. Die Schicksa-
le der heimatlos gewordenen Mönche und
Nonnen sind so unterschiedlich wie die Le-
bensgemeinschaften,aus denen sie kamen.
Manche, wie der Augustiner Joseph Adami
aus Dalheim, übernahmen Pfarrstellen in
der Nachbarschaft. Adamis Klosterbruder
Christoph Winkelmann sagte sich vom
geistlichen Leben los, heiratete eine Kauf-
mannswitwe in Münster und wurde Tabak-
fabrikant.

Während die Mönche das Ende ihres er-
probten Lebensstils mit Gleichmut hinnah-
men, leisteten Nonnen - vor allem Bewoh-
nerinnen adliger Damenstifte -  vielerorts
Widerstand. Hatte ihnen das Kloster doch
Freiheiten eröffnet, die ihnen in einer
männlich dominierten adlig-bürgerlichen
Gesellschaft verwehrt waren.Wurde das ei-
gene Kloster geschlossen, suchten sie oft
Zuflucht in einem anderen Kloster, dem
noch eine Gnadenfrist gewährt wurde. Die
Dülmener Nonne Anna Katharina Emme-
rick blieb nach der Aufhebung des Annun-
ziaten-Klosters in Coesfeld 1802 noch neun
Jahre dort und widmete sich der Pflege psy-
chisch kranker Menschen. Als kränkelnde
Haushälterin eines Priesters in Dülmen hat-
te sie später religiöse Erscheinungen und
schlug damit die Menschen in ihren Bann. In
diesem Jahr soll sie selig gesprochen wer-
den.

Als Beispiel, wie eine existenzielle Krise
Tatendrang und Erfindergeist wecken kann,
dient der Lebenslauf von Emmericks Mit-
Schwester Maria Clementine Martin. Nach
Zwischenstationen in mehreren Klöstern
ging sie 1815 in den Sanitätsdienst der
preussischen Armee, pflegte in der Schlacht
von Waterloo die Verwundeten und erhielt
dafür vom preussischen König eine Rente.
Zehn Jahre später führte sie einem Kölner
Geistlichen den Haushalt und studierte
gleichzeitig in einem noch bestehenden

Kirchen. Die Barockorgel beispielsweise fand
in Borgentreich eine neue Heimstatt. Doch
vieles, was nicht zu transportieren war oder
wofür sich kein Abnehmer fand, wurde zer-
schlagen und zum Wegebau in den Boden ge-
stampft.

Erst 50 Jahre nach der Aufhebung ent-
wickelte sich Dalheim wieder zu einem
profitablen landwirtschaftlichen Gut. Vor-
her hatten mehrere Pächter kurz vor der
Pleite das Handtuch geworfen. Den Land-
schaftsverband Westfalen-Lippe, seit 1979
Eigentümer der Anlage, hat die Sicherung
der Bausubstanz bereits etliche Millionen
Euro gekostet. Sukzessive wurden die Ein-
bauten aus der landwirtschaftlichen Nut-
zung wieder entfernt und - wo vorhanden
- Spuren der klösterlichen Epoche freige-
legt. So ist heute im Gewölbe des Kreuz-
gangs wieder die ursprüngliche Ausma-
lung zu sehen.

Wegen seiner Größe, aber auch wegen
seiner wechselvollen Geschichte ist Kloster
Dalheim als Standort eines „Museums für
monastische Kultur“ vorgesehen. Bereits
jetzt finden dort im Sommer Ausstellungen
zu Archäologie und Kulturgeschichte der
Region statt. Die Instandsetzung der
ganzen Anlage würde nach Schätzungen
von 2001 rund 38 Millionen Euro kosten.
Weil die Kassen des Landschaftsverbandes
wie auch der ihn tragenden Städte und Ge-
meinden leer sind, wird es wohl nötig sein,
das Museum in mehreren Abschnitten zu
realisieren.

AUSSTELLUNGEN ALS KLAMMER

Zwei große Ausstellungen bilden den nach außen sichtbaren Rahmen für das dezentrale Geschichts-
projekt zur Säkularisation in Westfalen. Den Anfang machte die groß angelegte Schau „Zerbrochen

sind die Fesseln des Schlendrians“, die bereits Ende Oktober 2002 im Westfälischen Landesmuseum für
Kunst und Kulturgeschichte in Münster eröffnet wurde (noch bis 16.März).Ausgangspunkt ist der politisch
gefärbte Reisebericht des jungen Osnabrücker Advokaten Justus Gruner,dessen Fundamentalkritik an den
Zuständen in Westfalen um 1800 dort eine heftige Debatte entfachte. Die Austellung beleuchtet die Mo-
dernisierungs-Impulse für Wirtschaft, Staat und Gesellschaft, die aus der Region selbst hervorgingen.
Begleitend sind innovative Entwicklungen in den Nachbarländern dargestellt, etwa die napoleonischen
Staatsreformen in Frankreich oder die industrielle Revolution in Großbritannien.

Am 24. Mai öffnet die Ausstellung„Klostersturm und Fürstenrevolution“ im Dortmunder Museum für
Kunst und Kulturgeschichte ihre Pforten (bis 17. August) . Hier rückt die Säkularisation im engeren Sinne,
das Verhältnis zwischen Staat und Kirche zwischen Rhein und Weser in der Zeit von 1794 bis 1803 in den
Blick.Beschrieben werden die praktischen Folgen der massenhaften Aufhebung der Klöster - von der Exi-
stenznot ehemals gut abgesicherter Mönche und Nonnen über die Zerstörung von Kunstschätzen bis zu
den Reaktionen der Bevölkerung auf ihre neuen Landesherren.Dass die Aneignung kirchlichen Vermögens
durch die Fürsten von Historikern durchaus kritisch beurteilt wurde, ist ebenfalls dokumentiert.

Franziskanerbruder Christian Edringer bemüht
sich um eine Öffnung des Wiedenbrücker Klosters
zur Stadtgemeinschaft hin 

Jugendarbeit und Gruppenerfahrung wird im
Franziskushaus der Wiedenbrücker Franziskaner
groß geschrieben
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Karmeliterinnen-Kloster Kräuterkunde. Als
sie längst die Fünfzig überschritten hatte,
erfand sie einen Heiltrank, der als „Kloster-
frau Melissengeist“ zur Weltmarke aufge-
stiegen ist.

KLÖSTERLICHES LEBEN ÜBERDAUERT

Bereits in den 1830er-Jahren geriet die
massenhafte Aufhebung von Klöstern in
Misskredit. Erste Anstrengungen wurden
unternommen, zerstörte Anlagen wieder
herzurichten oder zumindest zu sichern -
etwa im Kloster Altenberg außerhalb von
Köln.Die mönchische Lebensform hatte den
Sturm überdauert und gewann wieder
neue Anhänger. So finden sich heute in
Westfalen wie im Rheinland zahlreiche
Klöster, von denen einige sogar nach der
Epoche der Säkularisation gegründet
worden  sind.

Ein Ordenshaus, das gleich mehrfach der
Schließung entging, ist das 1644 gegründe-
te Franziskanerkloster Wiedenbrück. Heute
leben dort acht Brüder als Angehörige der
Franziskanerprovinz von Nord- und Ost-
deutschland. Während das Haus früher ein
Ort des Studiums war, bemüht sich die Ge-
meinschaft seit 1995 um einen engeren
Kontakt zur Stadt, in deren Mitte sie lebt.
Das gut 100 Jahre Franziskushaus, Teil der
Klosteranlage, wurde Schritt für Schritt zu
einem Jugendgästehaus umgebaut.Dort ha-
ben sich in den zurückliegenden Jahren mehr
als 1.500 Gäste - Jugendliche aus kirchlichen
Jugendgruppen und Schulklassen - einge-
funden. Sie lernen gemeinsam, sprechen
über ihre Probleme mit der Religion oder be-
reiten sich auf die Firmung vor.Wachsender
Beliebtheit erfreut sich die Mitlebegemein-

schaft, wo junge Menschen für einige Wo-
chen am Alltag der Mönche teilhaben
können.

Das Kloster finanziert sich vorwiegend
aus Gehältern und Honoraren der Mön-
che, die alle einem bürgerlichen Beruf
nachgehen. Lücken im Etat füllt eine För-
dergemeinschaft mit 133 Mitgliedern, in
der sich auch Wiedenbrücker Bürger und
Bürgerinnen engagieren.Wie die Amtskir-
che plagen auch die Franziskaner, die sich
per Gelübde zu Armut, Keuschheit und
Gehorsam verpflichten, Nachwuchssor-
gen. Zwar kommen immer wieder Interes-
senten und leben eine zeitlang mit den
Ordensbrüdern, aber „vier von fünf schaf-

fen es nicht“, wie Bruder Christian Edrin-
ger einräumt. Der Altersschnitt liegt zwi-
schen 60 und 65 Jahren, und immer weni-
ger Aktive müssen für immer mehr Ruhe-
ständler aufkommen.

Noch um einiges jünger als das Kloster in
Wiedenbrück ist die Abtei Varensell bei
Rietberg. Das Benediktinerinnenkloster
wurde 1902 von Nonnen aus Dülmen ge-
gründet. In strenger Klausur leben dort 51
Schwestern. Gleichwohl sind klösterliches
und gemeindliches Leben eng verzahnt. Die
1956 neu gebaute Klosterkirche wird auch
von den Varenseller Gläubigen für den Gott-
esdienst genutzt. Die Ordensschwestern im
Alter zwischen 35 und 91 Jahren treffen sich
siebenmal pro Tag zum Gebet. Dazwischen
arbeiten sie innerhalb der Klostermauern
teils in der Hauswirtschaft, teils in der Pro-
duktion.

So beliefern die Varenseller Nonnen
rund 1.000 Kirchengemeinden mit Hosti-
en. Aus der Handweberei und Paramen-
tenstickerei gehen vorwiegend Textilien
für den liturgischen Gebrauch wie Mess-
gewänder und Stolen hervor. Daneben
mästen die Benediktinerinnen auch
Schweine, Rinder und Hühner und bauen
Gemüse für den Eigenbedarf an. Auch das
Kloster Varensell nimmt Gäste auf, die Ab-
stand vom Alltag gewinnen und aus der
Begegnung mit der monastischen Le-
bensform neue Kraft schöpfen wollen.
(mle). ●

AKTIVITÄT AN VIELEN ORTEN

Mit einem dezentralen Kultur- und Ausstellungsprojekt „Vom Krummstab zum Adler - Säkularisation in Westfalen

1803-2003“ erinnern der Landschaftsverband Westfalen-Lippe und die NRW-Stiftung Naturschutz, Heimat- und

Kulturpflege an die politischen,wirtschaftlichen und kulturellen Auswirkungen des Epochenwechsels auf die Regi-

on. Mehr als 350 Ausstellungen, Vorträge, Konzerte und Exkursionen finden dazu in den Städten und Gemeinden

Westfalens statt. Die Veranstaltungen sind in einer Broschüre (274 Seiten, Stand Februar 2003) zusammengefasst

und außerdem im Internet (Adresse siehe unten) abzurufen.

Der Veranstaltungskalender ist erhältlich gegen einen adressierten,mit 1,44 ¤ frankierten Rückumschlag (DIN A 5)

bei der 

Geschäftsstelle „Säkularisation in Westfalen“

Dr.Christiane Todrowski

Warendorfer Str.22

48133 Münster

Tel.0251-591 3972

Fax 0251-591 268

e-Mail: saekularisation-westfalen@lwl.org

www.saekularisation-westfalen.de
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Erst 1902 wurde die Abtei Varensell bei
Rietberg als Benediktinerinnenkloster 
gegründet

Oblaten aus Varenseller Produktion
gehen an mehr als 1.000 Kirchen-
gemeinden
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gen der Kommunen durch Landes- und
Bundesaufgaben auf. Die Stadt Lippstadt
werde allein durch das 2003 in Kraft getre-
tene Grundsicherungsgesetz mit jährlich
230.000 Euro zusätzlich belastet. Die Lei-
stungen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz, das eigentlich eine Landesaufgabe
darstellt, belaste die Stadt jährlich mit wei-
teren 760.000 Euro. „Uns steht das Wasser
bis zum Hals. Es ist unerträglich, wie durch
immer weitere Lasten des Bundes und des
Landes die kommunalen Handlungsspiel-
räume immer weiter eingeschränkt wer-
den“, sagte Schwade.

Das Geschäftsführende Präsidialmit-
glied des Deutschen Städte- und Gemein-
debundes Dr.Gerd Landsberg bezifferte den
Finanzierungssaldo aller deutschen Kom-

munen auf Minus 10 Milliarden Euro in die-
sem Jahr.Eine solche Negativ-Bilanz habe es
in Deutschland noch nicht gegeben.„Längst
stellt sich nicht mehr die Frage nach der
kommunalen Selbstverwaltung, sondern
nach der Zukunft unseres Gesellschaftsmo-
dells“, sagte Landsberg.

Er forderte ein Sofortprogramm zur Er-
haltung der Handlungsfähigkeit der Kom-
munen und zur Belebung der lokalen Ar-
beitsmärkte. „Die Gewerbesteuerumlage
an Bund und Länder muss auf das ur-
sprüngliche Niveau gesenkt werden. Dies
bringt den Kommunen eine Sofortentla-
stung von 2,3 Milliarden Euro. Zusätzlich
ist ein kommunales Investitionsprogramm
des Bundes in der Größenordnung von 
10 Milliarden Euro aufzulegen“, sagte
Landsberg.

Bürgermeister Wolfgang Fahle aus Er-
witte stellte fest, dass im Jahr 2003 von
19,7 Millionen Euro Einnahmen die Stadt
Erwitte 11,8 Millionen Euro an Umlagen an
Dritte (u.a. den Kreis) abführen müsse.
„Das sind rund 60 Prozent. Von kommuna-
ler Selbstverwaltung der Stadt kann hier
keine Rede mehr sein“, sagte Fahle. Die
Stadt Erwitte musste aufgrund der
schlechten Finanzlage ihre Investitionen
auf ein Drittel kürzen.

Fahle forderte eine bessere – und vor al-
lem verlässlichere - Finanzausstattung der
Städte und Gemeinden, die Einführung
des Konnexitätsprinzips und den Abbau
überflüssiger Vorschriften. Mit der Aktion
„Rettet die Kommunen!“ wollen die Bür-
germeister im Kreis verstärkt auf die Fi-
nanzkrise der Kommunen hinweisen.
Mehr als 600 Plakate wurden im Kreisge-
biet verteilt, um den Bürgern und Bürge-
rinnen deutlich zu machen, dass Bund und
Länder den Handlungsspielraum der Kom-
munen immer weiter einengen. (frh) ●

Die Städte und Gemeinden des Kreises
Soest starteten am 10. Februar 2003 in Er-
witte ihre Aktion „Rettet die Kommunen!“.
Erhard Susewind, Bürgermeister der Ge-
meinde Lippetal und Sprecher aller Bürger-
meister im Kreis Soest, sprach vor Journali-
sten von der größten Finanzkrise der Kom-
munen seit Gründung der Bundesrepublik.
Es sei inzwischen „Fünf nach Zwölf“. Gerade
für kleinere Gemeinden sei es fatal, wenn
immer mehr freiwillige Leistungen gestri-
chen werden müssten und damit das Ge-
meinschaftsleben empfindlich getroffen
werde. Hinzu komme, dass die Gemeinden
immer stärker unter bürokratischen Vorga-
ben des Landes und des Bundes litten.

Der Lippstädter Bürgermeister Wolfgang
Schwade zeigte an Beispielen die Belastun-

Auftakt zur Aktion „Rettet die
Kommunen!“

Überall im Nordrhein-Westfalen kam

es zu Kundgebungen im Rahmen der

Aktion „Rettet die Kommunen!“ - so

auch in Soest mit prominenten  

Gästen des DStGB

WOHNGELDRECHT 2002
Beck-Texte im dtv, Band 5754,Wohngeldrecht 2002,Textausgabe mit ausführlichem
Sachverzeichnis und einer Einführung von Prof. Dr. Wilhelm Söfker und Michael Al-
vermann,Verlag C. H.Beck, 2002, LVIII, 313 S., kartoniert, 14,50 €, ISBN 3-406-48322-4

Im Jahr 2000 haben etwa 2,8 Mio. Haushalte Wohngeld bezogen. Hierfür haben Bund und Länder, die je-

weils die Hälfte der Wohngeld-Ausgaben tragen,insgesamt etwa 6,7 Mrd.DM gezahlt.Diese Ausgaben sind

im Jahr 2001 nach dem Inkrafttreten der Wohngeldleistungsnovelle auf insgesamt etwa 7,8 Mrd. DM ge-

stiegen. Wohngeld wird zur wirtschaftlichen Sicherung angemessenen und familiengerechten Wohnens

als Miet- oder Lastenzuschuss zu den Aufwendungen für den Wohnraum geleistet.Es führt zu einer Entlas-

tung der Wohnkosten von Haushalten,die mit Rücksicht auf ihr ge-

ringes Einkommen nach den Voraussetzungen des Wohngeldge-

setzes anspruchsberechtigt sind.Aufgrund dieser Entlastungswir-

kung des Wohngeldes gilt es als zentrales Element einer sozialen

Wohnungspolitik. Der Band enthält das Wohngeldgesetz 2001

(WoGG) mit Euro-Wohngeldtabellen, die Wohngeldverordnung

2001 (WoGV), die Wohngeld-Verwaltungsvorschrift 2002 (WoG-

VwV) sowie einen Auszug aus dem Einkommensteuergesetz

(EstG-Auszug).
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Als im Jahr 2000 das NRW-Ministerium für
Städtebau, Wohnen, Kultur und Sport in Zu-
sammenarbeit mit den Unternehmen Kar-

stadt und Kaufhof,dem
Handelsverband LAG
NRW, dem Städtetag
NRW sowie den Koope-
rationspartnern des

Einzelhandelsverbandes NRW, die Douglas
Holding AG sowie der Bild-Zeitung den Wett-
bewerb „Ab in die Mitte! – City-Offensive
NRW“ ausschrieb, beteiligte sich daran auch
die Stadt Bergkamen. Sie zählte gleich beim
ersten Antrag zu den Gewinnern dieses
Wettbewerbs und konnte diesen Erfolg in
den beiden folgenden Jahren wiederholen.

Die dreimalige Auszeichnung mit einer
Fördersumme von insgesamt 150.000 Euro
nutzte die Stadt für eine nachhaltige Ent-
wicklung in den Bereichen Stadtentwicklung,
Stadtmarketing und Kultur. Es entstand die
besondere Projektidee der „Bergkamener
Lichtblicke“, ein Ergebnis intensiver Zusam-
menarbeit unterschiedlicher Fachämter und
Dezernate, die bei der Entwicklung und der
Realisation der Projektbausteine beteiligt
waren.

LICHT IM MITTELPUNKT

Diese kommunale Arbeitsgemeinschaft
aus Planung, Marketing und Kultur, erwei-
tert um örtliche Vereine, Gruppen und
Sponsoren aus dem Einzelhandel, wählte
das Thema „Licht“ zur konzeptionellen
Grundlage des Projektes:Licht in Beziehung
zur Architektur, zur Ästhetik und zum De-
sign, insbesondere zu stadtgestalterischen
Fragestellungen.

Im ersten Förderjahr 2000 - noch experi-
mentell, neue Veranstaltungsformen pro-
bierend - entwickelte sich das Projekt„Berg-
kamener Lichtblicke“ zum neuen, überre-
gional bedeutsamen Veranstaltungspro-
gramm. Dies wurde 2001 und 2002 fortge-
setzt und ausgebaut. In großer Dichte und
außergewöhnlichem Ideenreichtum um-
fasste das Programm 2002 beispielhaft fol-
gende Einzelveranstaltungen:

• „Mondlicht und Kerzenschein“: multikul-
turelles Hochzeitsfestmahl mit internatio-
nal orientiertem musikalischem Angebot,
einer Hochzeitsmesse und entsprechen-
der Modenschau.

• „Spo(r)tlight an“: Fun und Actionsport in-
clusive Open Air-Kino für Kinder und Ju-
gendliche. Auf Initiative des Sportvereins
TuRa Bergkamen wurde Deutschlands
größtes Jugend-Beach-Handballturnier
ausgerichtet, begleitet von zahlreichen

Sport-Fun-Aktionen und einem attrakti-
ven Open Air-Kino-Programm.

• „Lichtermarkt Halloween“: nächtliches
Markttreiben mit einem internationalen
Workact-Festival, einer Lichtermesse. De-
signfirmen und Einzelhändler stellen ihre
Produkte in gesondertem Rahmen aus.Ein
so genannter „Lüstertausch“ fand statt,
bei dem alte Lampen gegen Designleuch-
ten getauscht werden konnten. Des Wei-
teren wurde durch die Lampenindustrie
und Lichtdesigner der Marktplatz inklusi-
ve angrenzender Gebäude illuminiert, ein
leuchtender Gruselmärchenwald ent-
wickelt ebenso wie ein regionales Markt-
geschehen zum Thema „Halloween“. Die-
ser Markt fand zum dritten Mal mit ver-
ändertem Konzept statt und lockte neben
überregionalen Print- und TV-Medien
auch zahlreiche Besucherinnen und Besu-
cher aus dem weiteren Umland nach Berg-
kamen.

Bundesweite Bedeutung fand im Rah-
men der „City-Offensive NRW“ der Kunst-
wettbewerb „Verkehrskreisel Bergkamen“
mit dem Titel „Lichtkreis“ - ein Kunstwett-
bewerb, der sich an sieben internationale
renommierte Künstlerinnen und Künstler
wandte. Ausgangspunkt stellte das Ver-
kehrskonzept der Stadt Bergkamen dar, ba-
sierend auf einem innerstädtischen System
von Kreisverkehren. Neue Raumsituationen
eröffneten die Möglichkeit,auch dort Kunst
im öffentlichen Raum zu präsentieren.

Insgesamt wurden vier Kreisverkehre
ausgewählt, die aus städtebaulicher Sicht
eine Stadttor-Funktion einnehmen. Als
künstlerisches Material wurde Licht be-
stimmt, wobei der Einsatz des Mediums
Licht von Illumination oder Akzentuierung
der Verkehrskreisel oder der unmittelbar
angrenzenden Gebiete über die Installation
von beleuchteten Objekten bis zu Dia- oder
Videoproduktion reichen konnte.

Projekte und künstlerische Ideen sollten
auf die spezifische städtebauliche und archi-
tektonische Sicht der jeweiligen Stadttore
eingehen und sogleich deren soziale und
ökonomische Bedingungen inhaltlich reflek-
tieren. Eine künstlerisch orientierte Jury un-
ter Vorsitz des Kurators Dr. Martin Henatsch
von der Kunstakademie Münster empfahl,
die Entwürfe von Maik und Dirk Löbbert und

Bergkamener Lichtblicke

Gleich drei Mal hat die Stadt Bergkamen

erfolgreich am Wettbewerb „Ab 

in die Mitte! Die City-Offensive NRW”

teilgenommen

Tanja Muschwitz ist
Kulturreferentin der
Stadt Bergkamen

D I E  AU TO R I N

Das internationale Walkact-Festival lockte zahlreiche Besucherinnen und Besucher nach Bergkamen
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die Fördermittel ermöglicht wurde? Die
zentrale Zielsetzung des Wettbewerbs
„Ab in die Mitte! – City-Offensive NRW“
steht in der Erwartung, mit den Förder-
geldern zur Stärkung und Belebung von
Innenstädten beizutragen - dies aller-
dings nicht nur als kommunale Aufgabe,
sondern als integrativer Prozess, an dem
sich alle relevanten Gruppen in der Stadt
beteiligen.

Andreas Kaufmann an fünf Standorten zu
realisieren. Eine Ausstellung Anfang dieses
Jahres dokumentiert die Wettbewerbsergeb-
nisse.So finden die „Bergkamener Lichtblicke
2002“ im Jahr 2003 ihre Fortführung.

ZIELE ERREICHT

Was ist nun nach dreijähriger Förderung
zu bilanzieren,was bleibt von dem,was durch

In Szene gesetzt
wurde der Marktplatz
von Bergkamen
anlässlich des 
„Lichtermarktes
2001“ in Zusammen-
arbeit mit der 
Fachhochschule 
Dortmund
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BUNDESVERDIENSTKREUZ AM BANDE FÜR
DR. GERD LANDSBERG

Das Geschäftsführende Präsidialmitglied des Deutschen Städte- und Gemeindebundes (DStGB),Dr.Gerd Landsberg (Foto) ist mit dem Verdienstkreuz am Bande der Bun-
desrepublik ausgezeichnet worden.„Gerd Landsberg setzt sich seit einem guten Jahrzehnt intensiv für die Weiterentwicklung der Kommunalen Selbstverwaltung sowohl
in Deutschland als auch in Europa ein“, würdigte NRW-Innenminister Dr. Fritz Behrens bei der Ordensverleihung am 5. Februar 2003 in Düsseldorf die Verdienste Lands-
bergs.Als Vertreter der kommunalen Spitzenverbände sei er in die vom Bundesfinanzminister eingesetzte Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen berufen wor-
den.Außerdem habe er maßgeblich in der von der Bundesregierung eingesetzten Zuwanderungs-Kommission gearbeitet, die 2001 ihren Abschlussbericht vorgelegt
hatte.

Der NRW-Innenminister betonte,dass Landsberg aber nicht nur für sein berufliches,sondern auch für sein
ehrenamtliches Engagement geehrt werde. So sei Landsberg seit 1992 ehrenamtlicher Geschäftsführer
des Waldbesitzerverbandes der Gemeinden, Gemeindeverbände und Öffentlichen Körperschaften NRW
e.V.und Mitglied im Gemeinsamen Forstausschuss der Kommunalen Spitzenverbände.

Der 50jährige Gerd Landsberg war nach seiner Assistentenzeit und Promotion am Institut für Steuerrecht
und für Römisches Recht an der Universität Bonn 1981 zunächst zum Richter an das Landgericht Bonn
berufen worden. Dort war er bis 1989 tätig, unterbrochen durch eine Abordnung an das NRW-Justizmi-
nisterium von 1984 bis 1985. In dieser Zeit widmete er sich auch der Ausbildung des juristischen Nach-
wuchses.1989 wechselte Landsberg als Referent für nationales und internationales Umweltrecht ins Bun-
desministerium der Justiz.1991 wurde er zum Richter am Oberlandesgericht Düsseldorf ernannt.

Im Juni 1992 wurde Landsberg zum Beigeordneten des Deutschen Städte- und Gemeindebundes ge-
wählt. Seit 1. Januar 1998 ist er dort Geschäftsführendes Präsidialmitglied. An den Planungen zum Um-
zug der DStGB-Hauptgeschäftsstelle nach Berlin war er ebenso maßgeblich beteiligt wie an der Neuaus-
richtung des Verbandes.„Von Berlin aus hat Gerd Landsberg ganz besonders den kommunalen Spitzen-
verbänden in den neuen Bundesländern mit Rat und Tat zur Seite gestanden“, meinte Behrens.
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In Bergkamen konnte dieses Ziel
durch die Zusammenarbeit unter-
schiedlicher Fachbereiche und gesell-
schaftlicher Gruppierungen hervorra-
gend realisiert werden. Das gemeinsam
Erreichte: neue künstlerisch-ästhetische
Akzente in der Innenstadt durch Kunst
im öffentlichen Raum, die Belebung der
Innenstadt durch ein akzentuiertes
Sommerprogramm mit Open Air-Kino
und einem renommierten „Lichter-
markt“, die überregionale Profil- und
Imagestärkung der Stadt Bergkamen als
freizeitkultureller Erlebnisort mit be-
sonderer Einkaufs- und Aufenthaltsqua-
lität. Beweis dafür sind die überregio-
nale Beachtung aller Veranstaltungen in
den Medien sowie die äußerst erfreuli-
che Publikumsresonanz mit jeweils
über 15.000 Besucherinnen und Besu-
chern.

Außerdem hat der Erfolg der Bergka-
mener Wettbewerbsprogramme Maß-
stäbe gesetzt, die für die Kommunalpo-
litik der Stadt auch künftig handlungs-
und entwicklungsleitend auf den Ge-
bieten Kultur, Stadtmarketing und
Stadtentwicklung sein werden. ●
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bei nicht als tauglicher Weg angesehen.
Das Präsidium fordert überdies, dass allen
Kommunen - nicht nur solchen mit Hort -
die Möglichkeit zum Aufbau solcher Ange-
bote eröffnet werde.

Kindergärten: Das Präsidium spricht sich
für die Aufstellung von Grundsätzen der
Bildungsarbeit an Kindergärten aus. Aus
einer solchen Präzisierung dürfe jedoch
keine zusätzliche finanzielle Belastung für
die Träger von Kindergärten hervorgehen.
Bei der frühkindlichen Bildungsarbeit vo-
tiert das Gremium für eine stärkere Zu-
sammenarbeit von Kindergarten und
Grundschule sowie für eine umfassende
Einbeziehung der Eltern.

Zuwanderung: Das Präsidium spricht sich
gegen die Mitwirkung in einer so genann-
ten Härtefall-Kommission aus, wie sie vom
geplanten Zuwanderungsgesetz auf Lan-

Ganztags-Grundschule: Das Präsidium
hält den Ausbau von Ganztagsschul-Ange-
boten im Primarbereich als Reaktion auf
die Ergebnisse der PISA-Studie für richtig.
Dem müsse jedoch ein einheitliches
pädagogisches Konzept unterlegt werden.
Da dies in die Verantwortung des Landes
falle, müsse dieses die erforderlichen Fach-
kräfte - LehrerInnen wie nicht lehrendes
Personal - auf Dauer finanzieren. Unter
diesen Bedingungen hält das Gremium
auch die Einbeziehung bestehender oder
ergänzender Angebote etwa der Jugend-
hilfe für sinnvoll. Der Fördererlass des Lan-
des für Offene Ganztagsschulen wird hier-

Beschlüsse des StGB NRW-
Präsidiums vom 6. Februar 2003

Folgende Beschlüsse fasste das Präsidium

des Städte- und Gemeindebundes 

Nordrhein-Westfalen auf seiner 

152. Sitzung am 6. Februar 2003 in 

Düsseldorf
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desebene vorgesehen war. Sollte diese
Kommission zur Entscheidung strittiger
Fälle in Ausländerfragen im Rahmen eines
künftigen Zuwanderungsgesetzes zustan-
de kommen, plädiert das Gremium für Be-
schlüsse mit Zweidrittelmehrheit, damit
die kommunale Seite nicht von vornherein
überstimmt werden kann.

Tariftreuegesetz: Das Präsidium wendet
sich entschieden gegen das vom NRW-
Landtag beschlossene Tariftreuegesetz.
Dieses verpflichtet Kommunen, Aufträge
nur an solche Unternehmen zu vergeben,
die den am Ort geltenden Tarifvertrag ein-
halten. Das Gremium sieht Mehrkosten
von über 500 Mio. Euro jährlich auf die
Städte und Gemeinden zukommen. Nach
Ansicht des Präsidiums ist das Mindest-
lohngesetz besser geeignet, Lohndumping
zu verhindern. Notfalls müssten darin die
Mindestlöhne angehoben werden. ●
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Die deutschen Kommunen fordern, auch
künftig selbst darüber entscheiden zu dürfen,
welche Leistungen der Daseinsvorsorge sie er-
bringen und in welcher Form sie das tun. Die
Europäische Union müsse im Bereich der Da-
seins-vorsorge das im Grundgesetz verbürgte
Recht auf kommunale Selbstverwaltung re-
spektieren, sagte die amtierende Präsidentin
des Deutschen Städtetages, die Frankfurter
Oberbürgermeisterin Petra Roth, heute in
Brüssel:„Die Leistungen der örtlichen Grund-
versorgung dürfen nicht von Europa dirigiert
werden. Wir wollen, dass wir in Deutschland
in den Städten, Kreisen und Gemeinden über
die Grundversorgung unserer Bürger weiter-
hin selbst entscheiden dürfen. Wir wollen
selbst in unseren demokratisch legitimierten
Gremien darüber befinden, wie die Wasser-
versorgung oder die Müllabfuhr sichergestellt
werden und wie weit und in welcher Form
Kulturangebote wie ein Stadttheater für die
Menschen zur Verfügung stehen.“

Bei der Festlegung, wie die EU-Kommissi-
on die so genannten Leistungen von allge-
meinem wirtschaftlichem Interesse künftig
behandelt, dürfe nicht allein der Wettbe-
werbsgedanke im Vordergrund stehen, be-
tonte Frau Roth.„Gemeinwohlinteressen wie
Umwelt- und Gesundheitsschutz oder die de-
mokratische Kontrolle über die Erbringung
von Dienstleistungen dürfen nicht rein öko-
nomischen Zielen wie etwa niedrigen Preisen
geopfert werden.“

Die amtierende Städtetagspräsidentin
monierte, dass die bisherigen Verlaut-barun-
gen der EU-Kommission nicht zur Rechtssi-
cherheit der Kommunen im Bereich der Da-
seinsvorsorge beigetragen hätten. Insbeson-
dere forderte Frau Roth,die Kommission müs-
se in dem geplanten Grünbuch zu den Leis-

Kommunen beziehen Position 
zu Daseinsvorsorge, ÖPNV und 
EU-Konvent

Kommunale Spitzenverbände:

Europäische Union muss in der 

Daseinsvorsorge kommunale 

Selbstverwaltung respektieren

tungen von allgemeinem wirtschaftlichen In-
teresse klarstellen,welche Leistungen der Da-
seinsvorsorge überhaupt vom europäischen
Wettbewerbsrecht betroffen seien: So fehl-
ten klare Kriterien, wie die von den Wettbe-
werbsvorschriften betroffenen wirtschaftli-
chen Dienstleistungen von nicht-wirtschaftli-
chen abzugrenzen sind. Unklar sei zudem,
welche Ausschreibungspflichten die Ko
mmunen zu erfüllen haben und welche 
Notifizierungspflichten künftig für Beihilfen
gelten sollen.

Hans Jörg Duppré, Präsident des Deut-
schen Landkreistages und Landrat des Kreises
Südwestpfalz, bezeichnete die von der EU-
Kommission beabsichtigte Neuregelung des
öffentlichen Nahverkehrs als richtungswei-
senden Präzedenzfall:„Wenn die Kommission

im ÖPNV eine Ausschreibungspflicht auch für
die Beauftragung der eigenen Verwaltung
oder eigener Unternehmen der Kommu
nen durchsetzen kann, dürfte die kommuna-
le Wirtschaft in Deutschland vor dem 
Ende stehen.“

Nach den Vorstellungen der Kommission
sollen die Kommunen künftig nicht mehr dar-
über entscheiden dürfen, ob sie den ÖPNV
selbst durchführen oder private Dritte damit
beauftragen. Das bedeute, dass Eigengesell-
schaften und Eigenbetriebe, die den ÖPNV in
vielen Städten und Kreisen durchführen, dies
künftig nur noch können, wenn sie eine Aus-
schreibung gewonnen haben. Obwohl das
Europäische Parlament den ursprünglichen
Verordnungsentwurf der Kommission mit

überwältigender Mehrheit zurückgewiesen
hatte, lehnt die Kommission in ihrem überar-
beiteten Verordnungsentwurf das Wahlrecht
der Kommunen weiterhin ab. „Damit mis-
sachtet die Kommission ein wesentliches Ele-
ment der kommunalen Autonomie“,kritisier-
te Duppré.

Die kommunalen Spitzenverbände be-
grüßten daher ausdrücklich,dass die Bundes-
regierung auf Arbeitsebene im Ministerrat ei-
ne Initiative für ein kommunales Optionsmo-
dell ergriffen hat. Damit erkenne die Bundes-
regierung unmissverständlich das Wahlrecht
der Kommunen an, sich nach sachlichen Er-
wägungen für Ausschreibungen oder Direkt-
vergabe von Nahverkehrsleistungen zu ent-
scheiden.

„Die Bundesregierung muss nun sowohl
das kommunale Wahlrecht zwischen Aus-
schreibung und Direktvergabe als auch das
Recht auf kommunale Eigenproduktion aktiv
in die europäische Diskussion um die Weiter-
entwicklung des europäischen Rechtsrah-
mens einbringen und als unabdingbare Re-
gelungsinhalte darstellen“, forderte Hans
Jörg Duppré. Es komme jetzt darauf an, dass
sich der Verkehrsministerrat möglichst rasch
auf diesen Kompromiss einigt, bevor unter
Umständen durch Richterrecht die bewähr-
ten Strukturen im deutschen Nahverkehr zer-
schlagen würden. Unabhängig davon müs-
sten Garantien für die kommunale Daseins-
vorsorge in den Verfassungsvertrag aufge-
nommen werden.

Im Hinblick auf die Arbeiten des europäi-
schen Konvents begrüßten die kommunalen
Spitzenverbände, dass sich in der Plenarta-
gung des EU-Konvents ein breiter politischer
Konsens durch alle EU-Mitgliedsstaaten und
Vertreter der verschiedenen europäischen In-
stitutionen abgezeichnet habe, den Kommu-
nen und Regionen in einer EU-Verfassung ei-
ne deutlich stärkere Rolle zuzusprechen.„Die
Städte,Kreise und Gemeinden sind zu fast 70
Prozent von europäischer Gesetzgebung
entweder direkt in ihren kommunalen Auf-
gabenbereichen betroffen oder setzen zu-

Aus dem
DStGB
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MS Passport will 
Datenschutz verbessern

Die Firma Microsoft will ihr Single-Sign-On Sy-
stem „Passport“ überarbeiten (vgl. StGR IT-News
10/2002). Konkret soll das Verfahren an die eu-
ropäischen Datenschutzanforderungen ange-
passt werden.Hintergrund ist eine Untersuchung
der Europäischen Kommission zu Fragestellun-
gen hierzu, die seit Mai des Jahres 2002 läuft.
Microsoft hat Berichten zufolge eingewilligt, Da-
tenschutz-Maßnahmen in das System einzubau-
en. Die Liberty Alliance hatte schon zuvor auf die
Einhaltung der entsprechenden Bestimmungen
geachtet. Deren ähnliches Verfahren für die An-
meldung an verschiedene Web-Dienste mit einer
Kennung wurde zuletzt am 25.01.2003 in der Ver-
sion 1.1 aktualisiert (vgl. StGR IT-News 1-2/2003).

T-Online darf 
IP-Nummern speichern

Viel Kritik (vgl. u.a. www.heise.de/ct/ aktu-
ell/data/hob-14.01.03-000) hat eine Entschei-
dung des Regierungspräsidiums Darmstadt zur
Frage, ob auch bei Flatrates der Provider die dem
Nutzer zugeteilte IP-Nummern speichern darf,er-
fahren. Nach der Entscheidung ist dies zulässig,
da der Provider zum einen ggf. eine Abrechnung
nach Zeitpunkten auch bei Flatrates vornehmen
können muss. Dies wäre erforderlich,da daneben
auch eine anderen Tarifen unterliegende Nut-
zung über andere Zugangskanäle neben der Fla-
trate beim gleichen Provider möglich sei.Zum an-
deren würde durch die Protokollierung die nach §
9 Bundesdatenschutzgesetz erforderliche Absi-
cherung gegen Angriffe beim Provider ermög-
licht und sei legitim.

Datenschützer kritisieren die Entscheidung,
da sie der Auffassung sind, dass das Gesetz die
Speicherung der IP-Nummer nur für Abrech-
nungszwecke erlaube und diese seien bei einer
Flatrate nicht durch die IP-Nummer tangiert. Das
Unabhängige Landeszentrum für Datenschutz
(ULD) in Kiel erklärte zudem (www.datenschutz-
zentrum.de/material/themen/presse/ipspeich.h
tm), dass die Sicherheit des Providers durch die
Speicherung der IP-Nummern nicht gesteigert
würde. Allenfalls Dritte wären hierdurch in einer
besseren Position.

Dialer-Programme 
unter Druck

Nach verschiedenen jüngeren Gerichtsurtei-
len (vgl.die Übersicht bei www.dialerundrecht.de
/aktuell.htm) kann eine Telefongesellschaft nicht
die Telefonkosten für die Anwahl einer Mehr-
diensttelefonnummer (Vorwahl 0190 bzw.0900)
vom Kunden verlangen, wenn ohne dessen Wis-
sen ein Dialer-Programm Verbindungen aufbaut.
Die Thematik wird allerdings voraussichtlich
auch noch den Bundesgerichtshof beschäftigen,
da in einem der Fälle die Revision zugelassen und
von der Telefongesellschaft angekündigt wurde.

I T- N E W S

Möglicherweise wird die Rechtsprechung je-
doch alsbald Makulatur. Im Zuge der verschie-
denen gesetzgeberischen Anstrengungen zur
Verbesserung des Verbraucherschutzes (vgl.u.a.
StGR IT-News 12/2002) soll nach einem Referen-
tenentwurf eines Artikelgesetzes des Bundes
eine Zulassung von Dialer-Programmen erfor-
derlich sein.Außerdem sind Zwangstrennungen
und Betragsbegrenzungen vorgesehen.

Pilotprojekt „Digitaler
Dienstausweis“ beendet

Das Pilotprojekt des Bundesamtes für Si-
cherheit in der Informationstechnik zur Ein-
führung einer Signaturkarte als Dienstausweis
ist abgeschlossen (vgl. www.bsi.de/projekte/
digdiaw). Die Signaturkarte erlaubte die Erstel-
lung qualifizierter elektronischer Signaturen,
Partner im Trust-Center-Be-
reich war die D-Trust. In der
von November 2001 bis Mai
2002 laufenden Testphase
wurden 100 Mitarbeiter im
Bundesinnenministerium
und im BSI mit dem Aus-
weis ausgestattet.Eine Ein-
bindung in bestehende Ar-
beitsabläufe geschah je-
doch nicht. Gerade dies
wird jedoch im Abschluss-
bericht als notwendige
Voraussetzung für weiter-
reichende Aussagen über
die Tauglichkeit der Tech-
nologie genannt. Empfoh-
len wird außerdem, auf-
grund der unterschiedli-
chen Ausstattung der Ar-
beitsplätze die Software an
das jeweilige Umfeld anzu-
passen und vorab zu testen. Trotz der geringen
Erfahrungen empfiehlt das Projekt-Konsortium
jedoch den flächendeckenden Einsatz.

Mobiles Bezahlen per
„Paybox“ eingestellt

Am 23.01.03 wurde das von der Deutschen
Bank getragene mobile Bezahlverfahren „Pay-
box“ eingestellt. Dieses bislang in Deutschland
erfolgreichste System sah die Bestätigung einer
Geldtransaktion durch die automatisierte An-
wahl des Handys des Kunden vor, der dann über
sein Handy die Transaktion mit einer PIN be-
stätigte.Zwar soll gegebenenfalls das System zu
einem späteren Zeitpunkt wieder belebt wer-
den, ein Zeitplan hierfür ist jedoch nicht be-
kannt. Als Gründe für den Stopp von Paybox
wurden seitens des Unternehmens die fehlende
Akzeptanz sowohl bei den Kunden bzw. Händ-
lern genannt, aber auch das nur schleppende
Engagement weiterer, für das mobile Bezahlen
grundsätzlich kritischer Beteiligter wie andere
Banken, Mobilfunkbetreiber und Konsortien. In
Österreich soll das System jedoch weiter betrie-
ben werden ●

I T- N E W S
zusammengestellt von 

Dr. iur.Lutz Gollan,
IT-Referent beim StGB NRW,

e-Mail: Lutz.Gollan@nwstgb.de

mindest europäisches Recht vor Ort um“,
sagte Bonns Oberbürgermeisterin Bärbel
Dieckmann, Präsidentin der Deutschen Sek-
tion des Rates der Gemeinden und Regio-
nen Europas.

Vor diesem Hintergrund wertete sie den
jetzt vom Konventspräsidium vorgelegten er-
sten Entwurf für die Artikel 1 bis 16 einer EU-
Verfassung als positiven Ansatz, der weiter-
verfolgt werden müsse. „So wichtig Verfas-
sungsartikel sind,muss sich jedoch wirkliche
Bürgernähe und kommunal- bzw. regional-
freundliches Verhalten der EU in der Praxis er-
weisen. Hierzu wird es vor allem darauf an-
kommen, dass die europäischen Kommunen
und Regionen stärker als bisher in die Kon-
zeption europäischer Politik, soweit sie kom-
munalrelevant ist,einbezogen werden“,sag-
te Frau Dieckmann:„Ein erfolgreiches und zu-
kunftsfähiges Europa muss von unten und
möglichst bürgernah aufgebaut werden.“

Roland Schäfer, Erster Vizepräsident des
Städte- und Gemeindebundes und Bürger-
meister von Bergkamen, formulierte die For-
derungen der kommunalen Spitzenverbände
an den EU-Konvent so: „Die Kommunen und
Regionen müssen ausdrücklich in das Gebot
der Achtung der nationalen Identität und in
das Subsidiaritäts- und Verhältnismäßigkeit-
sprinzip aufgenommen werden. Der Entwurf
muss noch weiter in diese Richtung präzisiert
werden“, betonte Schäfer. Außerdem sei es
unabdingbar, dass bei der Gesetzgebung von
vorneherein berücksichtigt werde, welche fi-
nanziellen und administrativen Folgen be-
stimmte Maßnahmen verursachten und wer
diese zu tragen habe. „Daher plädieren wir
dafür, die europäische Gesetzgebung mit ei-
nem umfassenden Verfahren zur Folgen-
abschätzung auszustatten“, sagte Schäfer.
Dies solle vor allem dem Zweck dienen, die 
jeweils kostengünstigste und die am 
wenigsten in die Rechte der Bürgerinnen und
Bürger eingreifende Gesetzgebungsmethode
zu wählen.

Darüber hinaus müssten die Prinzipen der
partnerschaftlichen Politikgestaltung in der
EU verfassungsmäßig garantiert werden.
Schließlich müsse der Ausschuss der regiona-
len und lokalen Gebietskörperschaften (AdR)
institutionell aufgewertet und gestärkt wer-
den. Insbesondere müsse ihm ein Klagerecht
vor dem Europäischen Gerichtshof bei Subsi-
diaritätsverstößen zugestanden werden so-
wie sein bisheriges Anhörungsrecht um ein
Fragerecht gegenüber den europäischen In-
stitutionen ergänzt werden.

(Pressemitteilung des DStGB Nr. 8/2003)
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gesetz die Kostenträgerschaft für die Auf-
gaben der örtlichen Sozialhilfeträger teil-
weise auf die Gemeinden.

Der VerfGH NRW verwarf die Verfas-
sungsbeschwerde.

Aus den Gründen:

Die Verfassungsbeschwerde ist unzuläs-
sig. Die angegriffene Bestimmung des § 6
Abs. 1 AG-BSHG NRW betrifft die Be-
schwerdeführerin nicht unmittelbar in
ihrem Recht auf Selbstverwaltung (Art. 78
Abs. 1 und 2 LV).

1. Die den Gemeinden und Gemeindever-
bänden nach §§ 12 Nr. 8, 52 Abs. 1 VerfGHG
NRW eröffnete Verfassungsbeschwerde ge-
gen Landesrecht setzt voraus, dass die bean-
standete Rechtsnorm die beschwerde-
führende Körperschaft selbst, gegenwärtig
und unmittelbar betrifft (vgl. VerfGH NRW,
Städte- und Gemeinderat 1985, 293, 294;
NWVBl. 2001, 340, 344; zur bundesverfas-
sungsrechtlichen Kommunalverfassungsbe-
schwerde BVerfGE 71, 25, 34; 76, 107, 112). Die

Beschwerdebefugnis der Kommune besteht
nicht losgelöst von einer eigenen Rechtspo-
sition, sondern ist an eine Rechtsschutz er-
fordernde Betroffenheit in ihrem Selbstver-
waltungsrecht geknüpft.

Das Erfordernis unmittelbarer Betroffen-
heit verwehrt es der Kommune, gegen ein
Gesetz vorzugehen, das noch der Konkreti-
sierung durch eine untergesetzliche, ihrer-
seits mit der Kommunalverfassungsbe-
schwerde angreifbare Rechtsnorm bedarf.
Die kommunale Körperschaft muss den Er-
lass dieser Rechtsnorm abwarten; sie kann
im Rahmen der gegen die untergesetzliche
Norm gerichteten Verfassungsbeschwerde
auch die verfassungsgerichtliche Überprü-
fung des Gesetzes erreichen (BVerfGE 71, 25,
34 ff.; 76, 107, 112 f.; Clemens, in: Umbach/Cle-
mens, BVerfGG, § 91 Rdnr. 46). Die Unmittel-
barkeit der Betroffenheit fehlt,wenn das Ge-
setz nicht eo ipso,sondern erst in Verbindung
mit einer weiteren Norm auf den Rechtskreis
der betroffenen Körperschaft einwirkt oder
die Betroffenheit vom Ergehen einer solchen
Norm abhängt (vgl. RhPf VerfGH, NVwZ-RR

Das für die Kommunalverfassungsbeschwerde
geltende Zulässigkeitserfordernis unmittelbarer
Betroffenheit verwehrt es den Kommunen, ge-
gen ein Gesetz vorzugehen, das noch der Kon-
kretisierung durch eine untergesetzliche, ihrer-
seits mit der Kommunalverfassungsbeschwerde
angreifbare Rechtsnorm bedarf. Die Unmittel-
barkeit der Betroffenheit fehlt, wenn das Gesetz
nicht eo ipso, sondern erst in Verbindung mit ei-
ner weiteren Norm auf den Rechtskreis der be-
troffenen Körperschaft einwirkt oder die Betrof-
fenheit vom Ergehen einer solchen Norm ab-
hängt. Rechtsnorm in diesem Sinne kann auch ei-
ne Kreissatzung sein. (Entscheidung rechtskräf-
tig)

LV NRW Art. 78, BSHG § 96 Abs. 1, AG-BSHG
NRW §§ 3, 6 Abs. 1, VerfGHG NRW §§ 12 Nr.
8, 52 Abs. 1

VerfGH NRW, Urteil vom 10.12.2002 – Verf-
GH 10/01 -

Die Beschwerdeführerin, eine kreisan-
gehörige Stadt, wandte sich mit ihrer Ver-
fassungsbeschwerde gegen die in § 6 Abs. 1
AG-BSHG NRW getroffene Regelung über
die Tragung der Sozialhilfeaufwendungen
für den Fall, dass die Kreise kreisangehörige
Gemeinden zur Durchführung der Aufga-
ben des örtlichen Trägers der Sozialhilfe her-
anziehen.

§ 3 Abs. 1 AG-BSHG NRW gibt den Kreisen
als örtlichen Sozialhilfeträgern die Möglich-
keit,kreisangehörige Gemeinden durch Sat-
zung zur Durchführung ihrer Aufgaben her-
anzuziehen. Nach der ursprünglichen Ge-
setzesfassung hatten die Kreise, wenn sie
von dieser Möglichkeit Gebrauch machten,
den Gemeinden die erbrachten Aufwen-
dungen in voller Höhe zu erstatten. Die
Neufassung von § 6 Abs. 1 AG-BSHG NRW
schreibt hingegen vor, dass die beauftrag-
ten Gemeinden grundsätzlich 50 % ihrer
Aufwendungen selbst tragen. Der Kreis,
dem die Beschwerdeführerin angehört, hat
eine Heranziehungssatzung nach § 3 Abs. 1
AG-BSHG NRW erlassen.

Mit ihrer allein gegen § 6 Abs. 1 AG-BSHG
NRW, nicht auch gegen die Heranziehungs-
satzung gerichteten Verfassungsbeschwer-
de machte die Beschwerdeführerin geltend,
sie werde in ihrem Recht auf gemeindliche
Selbstverwaltung aus Art. 78 LV NRW ver-
letzt. Die angegriffene Regelung verlagere
unter Verstoß gegen das Bundessozialhilfe-

Übernahme von
Sozialhilfe-Aufwendungen
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Eingrenzung des 
Baus von Windenergie-
Anlagen
Gemeinden dürfen den Bau von Windenergie-
Anlagen auf bestimmte Gebiete beschränken
und damit einen „Wildwuchs“ solcher Anlagen
verhindern (nicht amtlicher Leitsatz).

BVerwG, Urteil vom 17. Dezember 2002 -
Az.: 4 C 15.01

In einem Rechtsstreit um die Erteilung ei-
nes Bauvorbescheides für den Bau einer
Windenergieanlage hat das Bundesver-
waltungsgericht zu der Frage Stellung ge-
nommen, nach welchen Gesichtspunkten
die Gemeinden berechtigt sind, die Errich-
tung von Windenergieanlagen durch Dar-
stellungen im Flächennutzungsplan auf
bestimmte Flächen des Gemeindegebiets

1996, 458; VerfG M.-V., NordÖR 1998, 302 f.;
BVerfGE 70, 35, 50 f.; 72, 39, 43).

Rechtsnorm in diesem Sinne kann auch
eine Kreissatzung sein. Die regelungsbetrof-
fenen Gemeinden haben die Möglichkeit,sie
in gleicher Weise wie die von Landesorganen
erlassenen untergesetzlichen Normen mit
der Verfassungsbeschwerde anzugreifen.Für
den Begriff des Landesrechts in den §§ 12 Nr.
8, 52 Abs. 1 VerfGHG NRW kommt es, wie der
VerfGH für lokal wirkendes Gewohnheits-
recht entschieden hat (VerfGH NRW, DVBl.
1982, 1043), mit Rücksicht auf die Rechts-
schutzfunktion der Kommunalverfassungs-
beschwerde nur darauf an, ob die Norm der
Disposition des örtlichen Selbstverwaltungs-
trägers entzogen ist. Das trifft auf Kreissat-
zungen zu.

2.Hiervon ausgehend fehlt es an einer un-
mittelbaren Betroffenheit der Beschwerde-
führerin durch § 6 Abs. 1 AG-BSHG NRW.

§ 6 Abs. 1 Satz 1 AG-BSHG NRW knüpft die
Pflicht der kreisangehörigen Gemeinden,
grundsätzlich 50 v.H. der Sozialhilfeaufwen-
dungen zu tragen, an deren Heranziehung
zur Durchführung der Aufgaben des örtli-
chen Trägers der Sozialhilfe. Die Heranzie-
hung erfolgt nach § 3 Abs. 1 AG-BSHG NRW
durch Satzung. Die Kostenlast kann also nur
und erst dann entstehen,wenn der Kreis von
der Ermächtigung in § 3 Abs.1 AG-BSHG NRW
Gebrauch macht und in der Satzung sein Be-
stimmungsrecht im Sinne von § 3 Abs. 2 AG-
BSHG NRW ausübt. Die Heranziehungssat-
zung - hier die Satzung über die Durch-
führung der Sozialhilfe im Märkischen Kreis
vom 20.11.2000 - vollzieht die gesetzliche Ko-
stenregelung zwar nicht in dem Sinne, dass
sie deren Maßgaben ausformt und konkre-
tisiert; während das Gesetz die Kostentra-
gungspflicht der Gemeinden regelt, richtet
sich der Regelungsgehalt der Satzung auf
die Begründung der gemeindlichen Sach-

kompetenz. Die Heranziehungssatzung bil-
det aber die unabdingbare Voraussetzung
für das Entstehen der Kostenlast; von der
Entscheidung des Satzungsgebers hängt es
ab, ob, in welchem Umfang und wann die
gesetzliche Kostenregelung Wirkungen ent-
falten kann (vgl. zu diesem Gesichtspunkt
BVerfGE 53, 366, 389). Das trifft auch dann
zu, wenn die Satzung wie im Streitfall auf-
grund der schon vorher geltenden Ermäch-
tigung in § 3 Abs. 1 AG-BSHG NRW bereits
vor Inkrafttreten der Neufassung des § 6
Abs. 1 AG-BSHG NRW erlassen worden ist.
Unabhängig von der zeitlichen Abfolge tritt
die gesetzliche Kostenlast erst in Verbin-
dung mit der satzungsrechtlichen Heran-
ziehung zur Aufgabendurchführung ein.

Entsprechendes gilt für die Ermächti-
gung zur satzungsrechtlichen Regelung von
Härtefällen in § 6 Abs. 1 Satz 2 AG-BSHG
NRW. Sie kann ebenfalls nur greifen, wenn
ein Kreis von der Möglichkeit der Heranzie-
hung nach § 3 Abs. 1 AG-BSHG NRW Ge-
brauch macht.

Soweit das BVerfG in einem vereinzelt
gebliebenen Urteil eine unmittelbare Be-
troffenheit durch ein Gesetz bejaht hat, ob-
wohl dessen Anwendung vom Erlass einer
Rechtsverordnung abhing (BVerfGE 34, 165,
179; kritisch dazu Clemens a.a.O., § 91 Rdnr.
65), vermag das die Beurteilung im vorlie-
genden Verfahren nicht zu beeinflussen.
Der Entscheidung des BVerfG lag nämlich
eine nicht vergleichbare Fallgestaltung zu-
grunde, die dadurch gekennzeichnet war,
dass das Gesetz dem Verordnungsgeber ei-
ne Pflicht zur Umsetzung unter präzise be-
zeichneten Voraussetzungen auferlegt hat-
te. Demgegenüber kann der Satzungsgeber
nach § 3 Abs. 1 AG-BSHG NRW autonom
über die Heranziehung der Gemeinden ent-
scheiden und hat es damit selbst in der
Hand, ob und inwieweit er die gesetzliche
Kostenregelung zum Tragen bringt. ●

zu beschränken (so genannte Konzentra-
tionsflächen) und damit für die übrigen
Gemeindegebietsteile auszuschließen.
Geklagt hatte ein Bauinteressent, der eine
Windenergieanlage auf einem Außenbe-
reichsgrundstück errichten möchte, das
nicht in der von der – im Märkischen Kreis
in Westfalen gelegenen - Gemeinde aus-
gewiesenen (einzigen) Konzentrations-
fläche liegt.

Die Klage blieb auch vor dem BVerwG
ohne Erfolg. In der Begründung heißt es:
Die Städte und Gemeinden müssen nicht
sämtliche Bereiche, die sich objektiv für
eine Windenergienutzung eignen, für die-
sen Zweck auch tatsächlich planerisch si-
chern. Sie dürfen in dem Interessenkon-
flikt zwischen Windenergienutzung und
sonstigen Schutzgütern, wie etwa dem
Naturschutz oder der Wahrung der Erho-
lungsfunktion der Landschaft, je nach
dem Gewicht der Belange, die in der kon-
kreten örtlichen Situation betroffen sind,

eine Gebietsauswahl treffen. Vorausset-
zung für eine wirksame Auswahlentschei-
dung ist allerdings,
dass die im Flächen-
nutzungsplan darge-
stellte Konzentrations-
fläche sich als Standort
für die Errichtung von
Windkraftanlagen eig-
net und nicht so klein
ist, dass die Auswei-
sung, anstatt der Win-
denergienutzung sub-
stantielle Entfaltungs-
möglichkeiten zu bie-
ten, in Wahrheit auf ei-
ne Verhinderungspla-
nung hinausläuft. In
dem zugrunde liegen-
den Streitfall hat das
BVerwG in Überein-
stimmung mit der
Vorinstanz, dem OVG
Münster, den Flächen-
nutzungsplan mit der darin vorgesehenen
Konzentrationszone, die maximal elf An-
lagen zulässt, als rechtswirksam angese-
hen.

Rücklagen für die 
Versorgung von Beamten
Die Abführung der Abschläge von jeweils 0,2 v.H.der
Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge in
den Jahren 1999 bis 2002 an Sondervermögen in
Bund und Ländern mit dem Ziel der finanziellen Un-
terstützung der Beamtenversorgung ist verfas-
sungsgemäß (nicht amtlicher Leitsatz).

BVerwG, Urteil vom 19. Dezember 2002 -
Az.: 2 C 34.01

In den Jahren 1999, 2001 und 2002 wur-
den die Dienst- und Versorgungsbezüge der
Beamten mit einem Abschlag von jeweils
0,2 v.H. an die wirtschaftlichen Verhältnisse
angepasst. Die Minderungsbeträge in dem
nunmehr erreichten Umfang von 0,6 v.H.
werden an Sondervermögen abgeführt, die
im Bund und in den Ländern gebildet wur-
den und künftig zur Versorgung der Beam-
ten beitragen sollen. Dies ist verfassungs-
gemäß. Das hat das BVerwG am 19.12.2002
entschieden.

Die Regelung sei mit den hergebrachten
Grundsätzen des Berufsbeamtentums ver-
einbar. Sie liege im Rahmen der Gestaltungs-
freiheit, die dem Gesetzgeber von der Verfas-
sung eingeräumt ist. Die Verminderungen
seien keine Beiträge im Rechtssinne, so dass
die Beamten nicht zu Eigenleistungen zur Fi-
nanzierung ihrer Versorgung herangezogen
werden. Der Gleichheitssatz ist nach Auffas-
sung des Gerichts nicht verletzt, obwohl von
der abgesenkten Anpassung auch Besol-
dungsempfänger betroffen sind, die keinen
Anspruch auf Ruhegehalt haben, und Versor-
gungsempfänger, die keine Leistungen aus
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des Jugendamtes in Voerde. Nach einer stell-
vertretenden Kämmerei-Leitung
stand er dem Projekt zur Verwal-
tungsmodernisierung vor, bis er
am 1. Januar 1996 als Kämmerer
und Beigeordneter die Dezernate
Finanzen, Jugend und Soziales
übernahm. Nach und nach
wuchs sein Zuständigkeitsbe-
reich um die Bereiche Schule,Kul-
tur und Sport. Außerdem wirkte
Spitzer in vielen örtlichen und
überörtlichen Gremien bis hin zu

Arbeitsgruppen im Landtag mit.
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I M P R E S S U M

Leonhard Spitzer (CDU) ist neuer Bürgermeis-
ter der Stadt Voerde. Der bisheri-
ge Kämmerer der Stadt wurde
am 9. Februar 2003 mit 61,4 Pro-
zent der Stimmen zum ersten
christdemokratischen Bürger-
meister in Voerde gewählt. Die
Neuwahl war notwendig gewor-
den, weil der bisherige Amtsin-
haber Dr. Hans-Ulrich Krüger
(SPD) im September 2002 ein
Bundestags-Mandat errungen
hatte. Mehr als zwei Jahrzehnte
beeinflusste Spitzer zunächst die Geschicke

zureichend gewesen seien. Die Beklagte
hat vorgetragen, trotz der Schutzeinrich-
tung an den verwendeten Mähern und
obwohl die Auswurfvorrichtung für den
gemähten Rasen sich auf der autoabge-
wandten Seite befunden habe, sei ein
Stein vom Mähwerk erfasst, in mehrere
Teile zerschlagen und in Richtung des
Fahrzeugs des Klägers geschleudert worden.

Schäden, die auf diese Weise verur-
sacht werden, braucht der betroffene
Bürger jedenfalls dann nicht hinzuneh-
men, wenn sie durch zumutbare weiter-
gehende Sicherungsmaßnahmen ab-
wendbar sind. Insoweit hatte die Beklag-
te nach Auffassung des Gerichts die ihr
zur Verfügung stehenden Möglichkeiten
nicht ausgeschöpft. Dies gelte auch dann,
wenn der Einwand der Beklagten zutref-
fen sollte, die von beiden Vorinstanzen in
erster Linie in Erwägung gezogene Siche-
rungsmaßnahme, bei Mäharbeiten kurz-
fristig die anliegenden Verkehrsflächen
abzusperren, sei praktisch nicht zu ver-
wirklichen. Es verblieben dann nämlich
immer noch sonstige Vorkehrungen, etwa
die Absicherung durch auszuspannende
Planen.

Es erscheine ferner nicht ausgeschlossen,
in einem bestimmten Sicherheitsabstand zu
geparkten oder vorüberfahrenden Fahrzeu-
gen sowie vorbeigehenden Passanten, die
gerade bei Steinschlägen der hier in Rede ste-
henden Art durchaus der Gefahr erheblicher
Körperverletzungen ausgesetzt sein können,
auf den Einsatz derartiger motorgetriebener
Geräte völlig zu verzichten und in diesem Be-
reich auf handbetriebene Mäher auszuwei-
chen. Dabei sei es, wie schon das Berufungs-
gericht mit Recht ausgeführt hat, nicht Auf-
gabe der Gerichte, jede der aufgezählten
Möglichkeiten auf ihre praktische Durch-
führbarkeit zu untersuchen.

Nach dem das Amtshaftungsrecht be-
herrschenden objektiven Sorgfaltsmaß-
stab traf die Amtsträger der Beklagten
hier auch ein Fahrlässigkeitsvorwurf: Sie
hätten die Notwendigkeit weitergehen-
der Sicherungsvorkehrungen zumindest
erkennen können und in Rechnung stellen
müssen. ●

den Sondervermögen erhalten werden. Die
durch Änderung des bisherigen gesetzgebe-
rischen Programms bewirkte „unechte Rück-
wirkung“ sei gerechtfertigt,weil die Vorsorge
für die erwarteten Kosten der Beamtenver-
sorgung einen wichtigen Grund darstelle.

Steinschlag
durch Rasenmäher

Ein Bürger braucht Schäden, die durch die von
Schermessern eines motorgetriebenen Rasen-
mähers hochgeschleuderte Steine verursacht wer-
den, jedenfalls dann nicht hinzunehmen, wenn sie
durch zumutbare weitergehende Sicherungsmaß-
nahmen abwendbar sind (nicht amtlicher Leitsatz).

BGH, Urteil vom 28. November 2002 – Az.:
III ZR 122/02

Bedienstete des Garten- und Friedhof-
samtes der beklagten Stadt hatten im Be-
reich eines öffentlichen Parkplatzes, unter
anderem auf den zwischen den einzelnen
Parkbuchten befindlichen Rasenflächen,
Grasmäharbeiten durchgeführt. Dabei
wurden durch die Schermesser des für
diese Arbeiten verwendeten motorgetrie-
benen Rasenmähers Steine hochge-
schleudert, die die Scheibe des rechten
hinteren Seitenfensters und den Lack des
in einer dieser Buchten abgestellten
Kleinbusses des Klägers beschädigten.
Der Kläger hat der Beklagten angelastet,
sie habe bei den Arbeiten die erforderli-
chen Sicherungsmaßnahmen unterlas-
sen, und hat sie deshalb aus Amtspflicht-
verletzung auf Ersatz des entstandenen
Schadens in Anspruch genommen. Die-
Klagehatte Erfolg.

Der III. Zivilsenat hat die Auffassung
der Vorinstanzen gebilligt, den Bedienste-
ten der beklagten Stadt falle eine Amts-
pflichtverletzung gegenüber dem Kläger
zur Last. Denn die von der Beklagten
selbst gegebene Unfallschilderung bele-
ge, dass die getroffenen Sicherungsvor-
kehrungen und -maßnahmen objektiv un-


